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MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den online-Lesern 
des MieterMagazins gehören wollen, 
dann registrieren Sie sich bitte unter 

www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv

Mitglieder werben Mitglieder

Machen Sie den Berliner 
Mieterverein noch stärker! 

Überzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, Arbeits-
kollegen oder Nachbarn von den Vorteilen einer 

Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: Sie haben 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung in allen 

wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. Der Berliner 
Mieterverein setzt berechtigte Mieter ansprüche gegen-
über Vermietern durch. Überprüfungen der Ansprüche 
und ausführliche Rechtsberatung sind für Mitglieder 

des Berliner Mietervereins kostenlos.

Für jedes neugeworbene Mitglied erhält der Werber 
15,- Euro auf seinem Mitgliedskonto gutgeschrieben. 
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Komplett aktualisiert

Seit Jahrzehnten ist das Mieterlexikon des Deutschen 
Mieterbundes das zuverlässige, umfassende und immer 
aktuelle Nachschlagewerk für Fachleute und Laien.  

Eine Reihe neuer gesetzlicher Bestimmungen und zahlreiche 
neue Grundsatzentscheidungen des Bundesgerichtshofs so  -
wie unzählige Urteile der Amts- und Landgerichte haben das 
Mietrecht in Deutschland seit der letzten Auflage des Mieter  -
lexikons spürbar verändert. Mieter – aber auch Vermieter – 
müssen hinsichtlich ihrer Rechte und Pflichten in vielen Punk-
ten umdenken. Das Mieterlexikon 2020/2021 bringt sie auf 
den neuesten Stand.

Das Mieterlexikon ist für 14 Euro zzgl. Versandkosten 
 erhältlich über den Online-Shop des DMB-Verlages  
https://shop.mieterbund.de/buecher/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

https://www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv.htm
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Der Klausenerplatz hat Sanierungs-
geschichte geschrieben, aber in den 
90er Jahren drohte der Kiez abzu-

rutschen. Eine Initiative hat sich 

 erfolgreich dagegengestemmt.
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Das Wohngebäude aus Holz hat 
 seine exklusive Nische in den Vorstädten 
und auf den Landsitzen verlassen und 
erobert die Städte. Wir zeigen Ihnen 
 Beispiele in Berlin.
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Mit den Festlich-
keiten mehren 

sich alle Jahre 
wieder auch 

die Anlässe, 
bei den Nach-

barn anzuecken.
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 Berliner Mieterverein auch bei  Facebook 
 https://www.facebook.com/BerlinerMieterverein/
SPENDENADVENT 2021 – wir verdoppeln!

Die Tage werden kürzer, die Nächte kälter. 
Während wir uns in geschützte Wohnungen zurückzie-
hen können, ist diese Möglichkeit vielen Menschen oh-
ne feste Bleibe verwehrt. Sie haben jede Unterstützung 
verdient – deshalb möchten wir mit Ihnen zusammen 
Sach- und Geldspenden in Kooperation mit drei gemein-
nützigen Organisationen sammeln:
L Berliner Kältehilfe e.V.
L Berliner Stadtmission 
L Zentrale Beratungsstelle für Menschen 
in Wohnungsnot

Wir haben im Vorfeld nachgefragt: Die Menschen wür-
den sich über Hygieneartikel wie zum Beispiel Zahnbürs-
ten und Zahnpasta, Cremes, Deodorants, Feuchttücher, 
Binden, Tampons et cetera freuen. 
Ihre Spenden können Sie gerne in unseren Beratungszen-
tren abgeben (eine Übersicht finden Sie auf Seite 31 in 
diesem Heft). Wer lieber Geld spenden möchte, kann 
dies ebenfalls in unseren Beratungszentren tun, dort 
stehen Spendendosen bereit. 

Außerdem ist eine kontaktlose Geld-
spende per Paypal möglich. 
Bitte nutzen Sie den QR-Code 
oder geben Sie in Ihrem Browser ein: 
https://kurzelinks.de/spenden­fuer­obdachlose

Jede noch so kleine Spende hilft! Jeder gespendete 
Euro unserer Mitglieder wird von uns verdoppelt. 

Wir bedanken uns bereits jetzt sehr herzlich für Ihre 
Unterstützung und wünschen Ihnen eine schöne 
 Adventszeit!

Ihr Berliner Mieterverein
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Zum  Jahresende
Wir wünschen Ihnen ein 

 frohes Fest trotz aller Pande-
mie-Beschränkungen und 
für das Jahr 2022 Gesund-

heit, Glück und Erfolg.

Vorstand und Geschäfts­
führung des Berliner Mieter­
vereins sowie die Redaktion 

des MieterMagazins
Änderung Ihrer persönlichen Daten

Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name   hat sich geändert? Aktuell können Sie Ihre 
Daten wegen Anpassungsarbeiten nicht online un-
ter www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv mittei-
len. Nutzen Sie bitte stattdessen die Mail-Anschrift 
buchhaltung@berliner­mieterverein.de. Vielen Dank.
MieterMagazin online lesen

Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des 
Mieter Maga zins gehören wollen, dann melden Sie 
sich an unter buchhaltung@berliner­mieterverein.de
Einsender dieses Fotos ist Manfred Laue.

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nach denken, ein Motiv mit Witz 
oder ein Foto aus ungewöhnlicher Per spektive: 
Schicken Sie dem MieterMagazin Ihre Moment­
aufnahme rund um das Thema Wohnen – die 
 Redaktion honoriert den  Abdruck mit 40 Euro.
MieterMagazin 12/2021
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 Wir sind für Sie da! 

In unseren Beratungszentren und der Geschäfts­
stelle gilt ab 1. Januar 2020 die 3G­Regel.

Liebe Ratsuchende, liebe Mitglieder,

gerne beraten und unterstützen wir Sie. Auf das aktuelle 
Infektionsgeschehen wollen wir wegen der hohen Erkran-
kungsrisiken durch das Corona-Virus jedoch mit weiteren 
Schutzmaßnahmen reagieren – wie dies an vielen anderen 
Stellen in der Stadt auch geschieht. Zu Ihrem Schutz, zum 
Schutz anderer Ratsuchender und zum Schutz unseres 
Personals. 

Ab 1. Januar 2022 gilt daher in all unseren Geschäftsräu-
men für Besucher/innen und Ratsuchende die sogenannte 
3G­Regel. 

Zugang können Sie mit einem vollständigen Impfnach-
weis (doppelt geimpft + 14 Tage) erhalten. 

Wer von Corona genesen ist, kann ein mindestens 28  Tage 
und höchstens sechs Monate zurückliegendes  positives 
PCR-Testergebnis vorlegen. Liegt der Nachweis einer Co-
ro na-In fek tion dagegen schon mehr als 6 Monate zurück, 
muss neben diesem Testergebnis zusätzlich eine Impfung 
nachgewiesen werden, die mindestens 14 Tage vor dem 
Besuch in der Beratungsstelle stattgefunden hat.   

Sie können alternativ auch ein negatives PCR- oder An-
tigen-Testergebnis vorlegen, jedoch keinen Selbsttest. Der 
Test darf nicht älter als 24 Stunden sein. 

Wer eine persönliche Beratung aktuell meiden möchte, 
sei auf die kontaktlose Telefonberatung (siehe unten) hin-
gewiesen.  

Bitte beachten Sie zudem die nachfolgenden Hinweise, 
damit Ihre Beratung unter Einhaltung der Corona-Schutz-
maßnahmen sicher möglich ist.

Persönliche Beratungen nur nach Terminvereinbarung

Die persönliche Beratung ist weiterhin nur nach vorheriger te-
lefonischer Terminvereinbarung möglich. Bitte vereinbaren 
Sie Ihren Termin über unser Servicetelefon S 030­226 260.

Bitte kommen Sie alleine. Es kann nur eine einzelne Per-
son pro Termin beraten werden, es sei denn, Sie benötigen 
einen Dolmetscher/eine Assistenz, dann ist eine Begleitung 
möglich.

Nutzen Sie auch die kontaktlose Telefonberatung 

Mit einer umfassenden Telefonberatung können Sie kon-
takt frei und gut beraten werden. Bitte vereinbaren Sie 
über unser Servicetelefon S 030­226 260 einen Termin 
für einen Rückruf. 

Sie werden dann zur vereinbarten Zeit von unseren bera-
tenden Anwältinnen und Anwälten zurückgerufen und 
können Ihre Angelegenheit ausführlich besprechen.

Für diese ausführliche Telefonberatung können Sie uns 
 Ihre Unterlagen bitte bis spätestens zwei Tage vor der 
agazin 12/2021
Beratung per E-Mail zusenden (an: unterlagen@berliner­
mieterverein.de). Bitte geben Sie im Betreff Ihren Nach-
namen und Ihre Mitgliedsnummer an und nutzen Sie bei 
Anhängen die drei gängigen Formate PDF, Office-Do-
kumente und JPEG.

Vorkehrungen für den Gesundheitsschutz 

In den Beratungszentren haben wir die erforderlichen 
Vorkehrungen für den Gesundheitsschutz getroffen. Falls 
Sie einen Termin für den persönlichen Besuch in der Bera-
tung vereinbart haben, bitten wir Sie, neben der Einhal­
tung der 3G­Regel folgende Punkte zu beachten:

L Bitte bleiben Sie auch bei leichten  Krankheits  s ymp­
tomen wie Husten und Fieber oder einer positiven Tes­
tung zu Hause und nutzen Sie die telefonische Rechts­
beratung. Dies trifft auch dann zu, wenn Sie sich haben 
testen lassen und das Ergebnis noch aussteht. 

L Erscheinen Sie bitte pünktlich. Der Zutritt zur Bera-
tungsstelle ist zur Vermeidung von Kontakten erst 5 Mi-
nuten vor Ihrem vereinbarten Termin möglich.

L Es ist eine FFP2-Maske zu tragen und der Mindest-
abstand von 1,50 Metern einzuhalten.

Weitere Beratungsangebote

Alle „kleinen“ Beratungsstellen, für die wir Räume an-
derer Träger nutzen, sind vorübergehend geschlossen. 
Auskünfte erhalten Sie über unser Servicetelefon 
S 030­226 260.

Telefonische Kurzberatung ohne Terminvereinbarung 
montags bis freitags von 13 bis 16 Uhr sowie montags 
und donnerstags von 17 bis 20 Uhr unter 
S 030­226 26­152.
Hier ist allerdings keine Einsicht in Unterlagen möglich. 
Falls dies erforderlich ist, vereinbaren Sie bitte einen Ter-
min für die ausführliche Telefonberatung.

E­Mail­Beratung/schriftliche Anfragen 
Ihre E-Mail-Anfrage bitte an unterlagen@berliner­mieter 
verein.de oder Ihren Brief an den Berliner Mieterverein, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin.

Mitglied werden

Bitte nutzen Sie unsere Beitrittsformulare unter 
www.berliner­mieterverein.de/beitreten.htm . Für Rückfragen 
stehen wir Ihnen unter Servicetelefon S 030­226 260 
gerne zur Verfügung.

Mit Ihren Fragen dürfen Sie sich gerne melden. 
Vielen Dank.

i.V. Reiner Wild, Geschäftsführer
5

https://www.berliner-mieterverein.de/beitreten.htm
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Ob der Eigenbedarf 

den kritischen 

Nachfragen eines 

Richters standhält?
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Mit einem ziemlich durchsichtigen 
Manöver will ein Eigentümer sämt-
liche Mieter seines Hauses im Be-
zirk Lichtenrade loswerden – für 
diese Menschen  eine starke nerv-
liche Belastung, denn auch wenn 
sie sich vor Gericht zur Wehr set-
zen, ist ungewiss, wie das Verfah-
ren ausgeht.

Bereits 2019 hatte der Eigentümer 
den Mietern der Petkusser  Straße 
34 mitgeteilt, dass er das  gesamte 
Haus für Verwandte au s dem Ko-
sovo brauche. 2020 wurden dann 
Vermessungsarbeiten durchgeführt. 
Hier werde alles umgebaut und ab-
gerissen, erzählte der Vermessungs-
techniker den fassungslosen Mie-
tern. Im September 2021 wurde es 
dann konkret. Innerhalb von 14 Ta-
gen sollten sich die Mieter entschei-
den, ob sie einer Auszugsvereinba-
rung zustimmen. Wer bis Ende März 
2022 auszieht, sollte meh rere Tau-
send Euro  bekommen. Die drei ver-
mieteten Wohnungen, so hieß es in 
dem Schreiben, würden für den Bru-
der aus dem Kosovo, einen Neffen 
sowie den derzeit 17-jährigen Sohn 
benö tigt. Der Eigentümer, Bauunter-
nehmer Bekim Emini, baut und ver-
kauft bundesweit Häuser. Auch in 
Berlin gehören ihm mehrere Miets-
häuser. Zwischenzeitlich wohnte er 
mit  seiner Familie sel ber in der Pet-
kusser Straße 34. Dafür waren zwei 
Erdgeschosswohnungen in dem ur-
sprünglichen Sechs-Parteien-Haus 
zusammengelegt worden. Doch in-
zwischen steht diese Wohnung 
leer, ebenso wie die Wohnung ei-
nes kürzlich verstorbenen Mieters. 
Auch der  beleuchtete und  beheizte 
Pool im Garten, den  Emini vor eini-
gen Jahren aufstellen ließ, ist ver-
waist. Die Mieter dürfen ihn nicht 
benutzen. 
Nach Auskunft des Bezirksamts Tem-
pelhof-Schöneberg wurde bislang 
weder ein Abriss- noch ein Bauan-
trag gestellt. Für Wohnungszusam-
menlegungen und Grundrissände-

PEtkussER stRassE 34

Familienzusammenfü
lässt Fragen offen
6

rungen sei allerdings keine behörd-
liche Genehmigung erforderlich. 
In der Rechtsberatung des Berliner 
Mietervereins, an die sich die Mieter 
wandten, hat man Zweifel an dem 
behaupteten Eigenbedarf. Vor Ge-
richt müsste der Vermieter nicht nur 
darlegen, warum er nicht auf die bei-
den leerstehenden Wohnungen zu-
greift, sondern auch, ob der Bru-
der aus einem Nicht-EU-Land eine 
langfristige Aufenthaltserlaubnis in 
Deutschland hat. An der Angst der 
Mieter ändert das wenig. „Ich kann 
nicht mehr schlafen, ich rechne jeden 
Tag damit, dass die Eigenbedarfs-
kündigung im Briefkasten liegt“, 
sagt eine Mieterin.        Birgit Leiß
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Moderne ausstattung und mehr Beratung

Das größte Beratungszentrum des Berliner Mietervereins gibt es ab 
Dezember in der Weddinger Müllerstraße. „Wir ziehen an der alten 
Adresse in der Müllerstraße 135 in den Nachbarladen und können zu-
künftig bis zu vier Beratungsgespräche gleichzeitig führen“, so Thomas 
Christel vom Mieterverein (links im Bild). Ein Beratungsraum ist barrie-
refrei. Auch Gäste-WLAN steht zur Verfügung. Vor 15 Jahren war der 
Berliner Mieterverein mit seiner Beratung noch dreimal wöchentlich 
mit nur einer Anwältin oder einem Anwalt zu Gast bei einer Kirchen-
gemeinde. „Im Vergleich hierzu hat sich das Beratungsangebot der 
Weddinger Beratungsstelle verachtfacht – was auch die drastischen 
Probleme am Berliner Wohnungsmarkt verdeutlicht“, sagt Sebastian 
Bartels, BMV-Vizegeschäftsführer (rechts im Bild).  mm
MieterMagazin 12/2021



 
 

Vom Nachbarn als 

kaufangebot im 

internet gefunden: 

Raumerstraße 20

re
en

sh
ot

: I
m

m
oS

co
ut

24
re

en
sh

ot
: I

m
m

oS
co

ut
24

Fo
to

: C
hr

is
ti

an
 M

uh
rb

ec
k

aBFiNduNGsVEREiNBaRuNG 

drohkulisse mit  
eingebautem trick

Eigenbedarfskündigungen  haben 
Hochkonjunktur. Nicht selten wer-
den sie vorgetäuscht. Vermietern, 
denen es nur darum geht, die Woh-
nung leer zu bekommen, ist das 
schwer nachzuweisen. dass Mieter 
daher schnell klein beigeben, hat 
sich der Eigentümer im nachfolgen-
den Fall trickreich zunutze gemacht. 

20 Jahre lang hatte Familie Krüger in 
der Raumerstraße 20 in Prenzlauer 
Berg gewohnt. Dass ihre Wohnung 
vor zehn Jahren in Einzeleigentum 
umgewandelt und an eine Münch-
nerin verkauft wurde, hat sie nicht 
weiter beunruhigt: „Die neue Eigen-
tümerin hat uns immer versichert, 
dass es für sie nur eine Kapitalanlage
wäre,“ erklärt Thomas Krüger. Doch
zehn Jahre später, kurz nach  Ablauf 
der Kündigungssperrfrist, teilte sie 
der Familie per E-Mail mit, dass sie 
die Wohnung nun selber benötige. 
Sie und ihr Mann hätten vor, ihren 
Lebensmittelpunkt nach Berlin zu 
verlegen. Für einen Auszug vor Ende 
der Kündigungsfrist bot sie 10 000 
Euro. 
Da Familie Krüger eine neue Woh-
nung in Aussicht hatte und schnell 
entscheiden musste, nahm sie dieses 
Angebot an. „Wir sind davon ausge-
gangen, dass der Eigenbedarf nicht 
zu beanstanden ist und wir daher 
vor Gericht ohnehin keine Chancen 
gehabt hätten“, sagt Thomas Krüger. 
Dass eine E-Mail schon aus formalen 
Gründen keine wirksame Kündigung 
darstellt, erfuhr er erst später. 
Richtig sauer wurde er jedoch, als 
er von einem ehemaligen  Nachbarn 
darauf hingewiesen wurde, dass die 
Wohnung schon kurz nach seinem 
Auszug für 1,15 Millionen Euro auf 
dem Immobilienportal ImmoScout 
zum Verkauf angeboten wurde. Die 
zu Rate gezogene Anwältin  musste 
dem Mieter erklären, dass er trotz 
der vorgetäuschten Eigenbedarfs-
kündigung keinerlei Ansprüche auf 
Schadensersatz habe, weil in der 
Auszugsvereinbarung der Eigenbe-
MieterMagazin 12/2021
darf gar nicht erwähnt wird. „Offen-
sichtlich hat sich unsere Vermieterin 
über diesen juristischen Schachzug 
vom Anwalt beraten lassen, um die 
Wohnung ohne Mieter für einen viel 
höheren Preis verkaufen zu können“, 
vermutet Thomas Krüger. 
Bei Auszugsvereinbarungen kann 
man viele Fehler machen, erklärt Se-
bastian Bartels von der Geschäfts-
führung des Berliner Mietervereins: 
„Was man auf jeden Fall machen 
sollte, ist, seinen Bezug zur Kündi-
gung beziehungsweise zum vom 
Vermieter behaupteten Eigenbedarf 
in die Vereinbarung zu schreiben.“ 
Auszugsvereinbarungen sollten da-
her immer mit der Rechtsberatung 
durchgesprochen werden. 
Birgit Leiß

ScSc
Buchtipp
agenda eines amtlichen aktivisten
Florian Schmidt, seit 2016 grüner Baustadtrat von Fried-
richshain-Kreuzberg, sieht sich selbst als „Aktivist im Amt“. 
In den vergangenen fünf Jahren bekam er für seine un-
konventionellen, teils aufsehenerregenden Aktionen von 
den einen viel Anerkennung, für die anderen wurde er 
zu einer Reizfigur. Er weitete den Milieuschutz auf bei-
nah den gesamten Bezirk aus, nutzte das Vorkaufsrecht 
konsequent und beschritt dabei mit einer eigens gegrün-
deten Genossenschaft neue Wege. Mietergemeinschaf-
ten und Bürgerinitiativen unterstützte sein Amt mit Rat 
und Tat. In verkehrsgeplagten Wohngebieten ließ er kur-
zerhand den Durchgangsverkehr mit Pollern  unterbinden 
und testete in der Bergmannstraße verschiedene Instru-
mente zur Verkehrsberuhigung – bis hin zu  Felsbrocken 
gegen Falschparker. „Wir holen uns die Stadt zurück“ 
heißt sein Buch, mit dem er für eine gemeinwohlorien-
tierte Stadtentwicklung wirbt. Sein Credo lautet „Com-
munalisierung“: eine starke Kommune, die dem „Com-
mons“-Prinzip verpflichtet ist: Das Gemeingut dürfen al-
le nutzen. Florian Schmidt zeigt: Die Lokalpolitik ist nicht 
machtlos, und Bürgerinnen und Bürger können gemein-
sam durchaus etwas erreichen.  js

Florian Schmidt: 
Wir holen uns die 

Stadt zurück – 
Wie wir uns gegen 

Mietenwahnsinn und 

Bodenspekulation 
wehren können. 
Berlin 2021, 302 

Sei ten, 17,99 Euro
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Heizkostenverteiler 

müssen ab 2026 

fernablesbar sein – 

„Mehr Kosten als 

Nutzen“, befürchtet 

DMB­Bundesdirek­

torin Melanie Weber­

Moritz (unten links)
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Der Bundesrat hat am 5. November 
grünes Licht für die neue Heizkos­
tenverordnung gegeben. Der Berli­
ner Mieterverein (BMV) kritisiert, 
dass die Chance für eine gerechtere 
Kostenverteilung und mehr Klima­
schutz vertan wurde.

Die an den Heizkörpern  montierten 
Heizkostenverteiler müssen bis Ende 
2026 durch fernablesbare Geräte er­
setzt werden. Wo schon per Funk 
ablesbare Erfassungsgeräte vorhan­
den sind, muss die Hausverwaltung 
den Mieterinnen und Mietern ab 
Januar 2022 monatlich Verbrauchs­
informationen bereitstellen – neben 
dem Monatsverbrauch gehört auch 
ein Vergleich zum Vormonat und 
zum selben Vorjahresmonat sowie 
zum Durchschnittsverbrauch im 
Haus dazu. 
Das sorgt zwar für mehr Transpa­
renz. „Es ist aber zu befürchten, dass 
Mieterinnen und Mieter für diese 
Geräte und die Abrechnungs­ und 
Verbrauchsinformationen mehr be  ­
zahlen müssen als sie an Energie­
kos ten einsparen“, sagt Melanie We­
ber­Moritz, Bundesdirektorin des 
Deutschen Mieterbundes (DMB). 
Der Bundesrat beschloss deshalb, 
nach drei Jahren zu überprüfen, ob 
dafür eine Kostendeckelung not­
wendig ist.
„Die Neuerungen reichen bei Wei­
tem nicht aus“, kritisiert auch BMV­
Geschäftsführer Reiner Wild. „Von 
größerer Bedeutung zur Verringe­
rung des Energieverbrauchs und da­
mit auch des CO2­Ausstoßes wäre, 
in der Heizkostenabrechnung nur 
noch ein Verhältnis von 70 Prozent 

Neue HeizKosteNVerorDNuN

Viele Chancen vertan
8
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nach Verbrauch und 30 Prozent nach 
Fläche zuzulassen.“ Nach wie vor 
dürfen Vermieter auch 50:50 als 
Verteilungsmaßstab festlegen. Spar­
sames Heizen lohnt sich dadurch 
deutlich weniger. 
Der BMV fordert außerdem, das 
Kürzungsrecht für Mieterinnen und 
Mieter zu erhöhen, wenn nicht ver­
brauchsabhängig abgerechnet wird. 

„Das heutige Kürzungsrecht von 15 
Prozent ist kein hinreichender Ab­
schreckungsgrund“, hat Reiner Wild 
beobachtet. 

„Leider wurde im Rahmen der An­
passung der Heizkostenverordnung 
versäumt, die einseitige Umlage der 
CO2­Bepreisung auf die  Mieterinnen 
und Mieter zu beenden“, bemän­
gelt DMB­Bundesdirektorin  Melanie 
Weber­Moritz. Der CO2­Preis soll 
eigentlich einen Anstoß für klima­
schützende Investitionen geben. 
Wenn Vermieter die Kosten aber 
an die Mieter weiterreichen dürfen, 
verfehlt er seine Wirkung und be­
lastet gerade Mieterhaushalte in 
unsanierten Gebäuden mit deutlich 
höheren Heizkosten.
Jens Sethmann
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Mietenregulierung: Keinen stopp mit der Ampel?

Fand sich in den Wahlprogrammen von SPD und Grünen noch die For­
derung nach einer bundesweiten Mietenbegrenzung, so ist im Sondie­
rungspapier der verhandelten Ampelkoalition keine Rede mehr  davon. 
Mit einer vier Meter hohen Stopp­Hand hat die überparteiliche „Kam­
pagne Mietenstopp“ daher Ende Oktober vor dem Bundestag noch 
einmal ihre Forderungen nach einer Wende in der Mieten­ und Woh­
nungspolitik der künftigen Bundesregierung bekräftigt. „Der Mieten­
stopp darf nicht als Zugeständnis an die Liberalen geopfert werden“, 
sagt Matthias Weinzierl, Sprecher der Kampagne. Nachdem die FDP 
schon einige Forderungen der beiden großen Partner in den Sondie­
rungsgesprächen abgeräumt hat, darf man gespannt sein, wie viel 
Mieterschutz und Mietenbegrenzung sich in einer Koalitionsvereinba­
rung noch findet.  mm
MieterMagazin 12/2021



oHNeN & Co eNteigNeN“

inhaltetaktik

„unnötig und unde­

mokratisch“ nennt 

initiativensprecher 

taheri die Prüfung 

durch eine experten­

kommission
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Für die Berliner Koalitionsverhand­
lungen haben sPD, grüne und Lin­
ke sich darauf verständigt, eine ex­
pertenkommission für die umset­
zung des Volksentscheids zur Ver­
gesellschaftung großer immobilien­
konzerne zu bilden. Die enteignungs­
initiative befürchtet eine Hinhalte­
taktik.

Mit 56 Prozent der abgegebenen 
Stimmen haben die Berlinerinnen 
und Berliner am 26. September da­
für gestimmt, große profit orientier­
te Wohnungsunternehmen zu ver­
gesellschaften. Die drei Parteien, die 
nun eine neue Senatskoa lition bilden 
wollen, sind sich aber uneinig, wie 
der Volksentscheid umgesetzt wer­
den soll. Die SPD lehnt ihn ab, die 
Linke ist dafür und die Grünen ste­
hen dazwischen. 
In der Sondierung haben sie be­
schlossen, eine „Expertenkommis­
sion zur Prüfung der Möglichkeiten, 
Wege und Voraussetzungen der 
Umsetzung des Volksbegehrens“ 

VoLKseNtsCHeiD „DeutsCHe W

initiative befürchtet H
MieterMagazin 12/20214/2021

Denkmalgeschützte 

Plattenbauten in 

der Wilhelm­

straße in Mitte
zu bilden. Die Initiative „Deutsche 
Wohnen & Co enteignen“ soll  daran 
beteiligt werden. Ziel ist, dass die 
Kommission innerhalb eines  Jahres 
eine Empfehlung für das  weitere 
Vorgehen erarbeitet. Der Senat will 
dann darüber entscheiden. 
Die Enteignungsinitiative sieht  darin 
eine „Verschleppung des Volksent­
scheids“. Der Beschluss zur Verge­
sellschaftung sei bereits von  einer 
Million Berlinerinnen und Berlinern 
im Volksentscheid gefasst worden. 
Etliche Gutachten haben die juris­
tische Machbarkeit der Vergesell­
schaftung bestätigt. „Eine  weitere 
Prüfung durch eine Expertenkom­
mission ist nicht nur völlig unnötig, 
sondern auch undemokratisch“, er­
klärt Initiativensprecher Rouzbeh 
 Taheri. „Durchschaubare Verzöge­
rungstaktiken werden wir nicht hin­
nehmen.“ Statt juristischer Prüfun­
gen zum „Ob“ der Vergesellschaf­
tung fordert die Initiative konkrete 
Schritte zum „Wie“ und die zügige 
Erarbeitung eines Vergesellschaf­
MstrAsse

nkmal
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tungsgesetzes. Dass noch rechtliche 
Detailfragen geklärt werden müssen, 
ist unstrittig. 
Deshalb meint der Berliner Mieter­
verein: „Eine Expertenkommission 
zur Umsetzung des Volksentscheids 
ist richtig“, so Geschäftsführer Rei­
ner Wild. „Ein unnötiges Hinauszö­
gern aber darf es nicht geben.“
Jens Sethmann
seit september dieses Jahres stehen 
die Plattenbauten in der Wilhelm­
straße zwischen Voß­ und Behren­
straße unter Denkmalschutz. Doch 
im innern der Häuser liegt einiges 
im Argen. 

PLAtteNBAuteN iN Der WiLHeL

risse im barocken De
Undichte Fenster, veraltete Rohre, 
Risse in der Wand und Legionellen 
in den Warmwasserrohren – beim 
Berliner Mieterverein (BMV) ist das 
von 1987 bis 1992 erbaute Spätwerk 
des DDR­Städtebaus vor allem durch 
gravierende Mängel und störenden 
Ferienwohnungsbetrieb bekannt. So 
berichten Mieter aus der Gertrud­
Kolmar­Straße, dass das Treppen­
haus seit dem Erstbezug noch nie 
renoviert worden ist. Auf Schreiben 
rea giere die Hausverwaltung gar 
nicht oder erst nach Monaten. 
Grundsätzliche Kritik an der Ent­
scheidung des Denkmalamts kommt 
von der Gesellschaft Historisches 
Berlin. Der Verein spricht von einer 

„fatalen Fehlentscheidung“. Das un­
vollendete Ensemble sei ein Versuch 
gewesen, das Todesstreifengelände 
städtebaulich aufzuwerten, behaup­
tet Gerhard Hoya, Vorstandsvorsit­
zender des Vereins. Eine Denkmal­
würdigkeit kann er nicht erkennen. 
Berlins Landeskonservator Christoph 
Rauhut spricht dagegen von einem 
Leuchtturmprojekt der  Ost­Berliner 
Hauptstadtplanung. Das Viertel un­
terscheide sich in vielerlei Hinsicht 
von anderen Plattenbauquartieren. 
Rauhut: Mit ihren Erkern, Balkonen, 
Loggien, den betonten Ecken und 
Mittelachsen würden die freistehen­
den, sich um Höfe gruppierenden 
Häuser auf die barocken Palais an­
spielen, die im 18. Jahrhundert die 
Wilhelmstraße gesäumt haben. In 
den individuell geschnittenen, unge  ­
wöhnlich großen Wohnungen wohn­
ten einst Angehörige der DDR­Füh­
rungs elite.                     Birgit Leiß
9
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 zum vorkaufsrecht

den milieuschutz
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Bundesverwaltungsgericht

herber schlag gegen 

es ist ein herber rückschlag für die 
soziale stadtpolitik: das Bundes­
verwaltungsgericht hat die aus­
übung des vorkaufsrechts in milieu­
schutzgebieten nahezu  unmöglich 
gemacht. der Bund ist gefordert, 
das Baugesetzbuch schnell zu än­
dern.

Wenn ein Mietshaus zu einem Preis 
verkauft wird, der weit über dem Er-
tragswert der aktuellen Mieten liegt, 
ist zu befürchten, dass der neue Ei-
gentümer vorhat, zur Refinanzierung 
seiner Investition die Mieten auf die 
eine oder andere Weise kräftig zu 
erhöhen oder Mietwohnungen in 
 Eigentum umzuwandeln. In Milieu-
schutzgebieten haben die Bezirke in 
eine wachsende ver­

drängung befürchtet 

florian schmidt, fried­

richshain­kreuzberger 

Baustadtrat „nicht 

nur in Berlin, sondern 

auch andernorts“
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solchen Fällen regelmäßig ihr Vor-
kaufsrecht genutzt, um die Mieter-
schaft vor Verdrängung zu schützen. 
Dem hat das Bundesverwaltungs-
gericht am 9. November einen  Riegel 
vorgeschoben: Die Annahme, dass 
ein Immobilienkäufer in Zukunft Mie-
ter verdrängen könnte, reiche nicht 
aus, um das Vorkaufsrecht auszuüben.
Entschieden wurde über den Fall 
eines Hauses in der Heimstraße im 
Kreuzberger Milieuschutzgebiet 
Chamissoplatz. Hier besteht die Be-
sonderheit, dass aufgrund einer frü-
heren Modernisierungsförderung 
noch bis 2026 Sozialbindungen 
bestehen. Doch der Käufer hatte 
mit seiner Weigerung, eine Abwen-
dungsvereinbarung zu unterschrei-
ben, deutlich gemacht, dass er sich 
nicht an weitergehende Auflagen 
zum Schutz der Mieterschaft halten 
möchte.
10
„Die Entscheidung ist ein herber 
Schlag im Kampf gegen die Speku-
lation mit Wohnraum und gegen die 
Verdrängung von Menschen aus ih-
rer Nachbarschaft – nicht nur in Ber-
lin, sondern auch in allen anderen 
Städten“, kommentiert Friedrichs-
hain-Kreuzbergs Baustadtrat Florian 
Schmidt (Grüne), der das Vorkaufs-
recht bisher am entschlossensten ge-
nutzt hat. Stadtentwicklungssenator 
Sebastian Scheel (Linke) äußerte 
sich „fassungslos“ über das Urteil: 

„Das Gericht nimmt den Kommunen 
fast gänzlich die Möglichkeit, das 
Vorkaufsrecht in Milieuschutzgebie-
ten auszuüben. Das ist eine Katas-
trophe. Ein Instrument zur Sicherung 
der Zusammensetzung der Wohnbe-
völkerung ist damit so gut wie tot.“
Der Berliner Mieterverein (BMV) 
spricht von einer „bitteren Entschei-
dung“. „Wir fordern von der neuen 
Bundesregierung, dass sie umge-
hend das Baurecht korrigiert“, so 
BMV-Geschäftsführer Reiner Wild. 
Auch Schmidt und Scheel verlangen 
eine Änderung des Baugesetzbu-
ches. Der Senator kündigte eine 
Bundesratsinitiative an. Der politi-
sche Wille müsste bei der künftigen 

L Bundesver-
waltungsgericht, 
Urteil vom 9. No  -
vember 2021 – 
BVerwG 4 C 1.20 
Ampelkoalition vorhanden sein: Die 
schwarz-rote Bundesregierung hat 
erst im Juni das Baugesetzbuch ge-
ändert – ausdrücklich auch um das 
Vorkaufsrecht zu stärken.
Jens Sethmann
Buchtipp
alltag im zuckerbäckerpalast  
gestern und heute
Armin Dürr und seine Frau Christa haben ihre Wohnung in ei-
nem der Blöcke der Stalinallee mit viel Schweiß und ein wenig 
Glück ergattert. Für 300 Stunden Schutt wegräumen und Mör-
tel klopfen konnte man sich ein Los in der Aufbaulotterie verdie-
nen. Jedes dritte Los gewann. Armin Dürr wollte unbedingt ei-
ne der modernen, komfortablen Neubauwohnungen haben, die 
in den 1950er Jahren gebaut wurden: „Jeden Tag bin ich auf die 
Baustelle und hab’ jeackert.“ Schließlich konnte das Ehepaar ei-
ne Dreizimmerwohnung mit zwei Balkonen beziehen, die es spä-
ter gegen eine kleinere getauscht hat. Dort wohnen die beiden 
noch heute. Die Literaturwissenschaftlerin Michaela Nowotnick 
und der Fotograf Thorsten Klapsch, die beide selber in den „Sta-
linbauten“ wohnen, haben sich für ihren jüngst erschienenen 
Bildband mit Erstmietern und Zugezogenen unterhalten. Sie al-
le sind mit diesem geschichtsträchtigen Ort in besonderer Wei-
se verbunden. Zum Beispiel Mieteraktivist Wolfgang Grabowski, 
einst Botschafter der DDR. 2009 organisierte er den Protest ge-
gen den Verkauf und die Privatisierung der Wohnungen. Dass die 
einstigen Arbeiterpaläste längst zum Spekulationsobjekt gewor-
den sind, ist ein trauriger Teil der Geschichte.  bl

Thorsten Klapsch, 
Michaela Nowotnick: 
Mein Stalinbau. Eine 

Berliner Straße und 
die Geschichten 

ihrer Bewohner. 208 

Seiten, be.bra Verlag, 
Juli 2021. 20 Euro
MieterMagazin 12/2021



die adler group 

muss wegen schul­

den verkaufen: 

neubau der immo­

bilienfirma in der 

Berliner europa city
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adler group

zu hoch geflogen?

um schulden abzubauen, will der 
börsennotierte  wohnungskonzern 
adler group sich massiv verkleinern. 
die konkurrenten vonovia und leg 
haben schon ihre fühler ausgestreckt.

Auf dem deutschen Immobilienmarkt 
geht es turbulent zu. Nachdem der 
Branchenprimus Vonovia die Deut-
sche Wohnen übernommen und Ake -
lius seine gesamten deutschen Be-
stände an Heimstaden verkauft hat, 
sieht sich die verschuldete Adler 
Group nun gezwungen, große Tei-
le zu verkaufen. 
Die Adler Group hat rund 70 000 
Wohnungen in Deutschland, da-
runter knapp 20 000 in Berlin. Sie 
ist erst 2020 durch die Fusion von 
Adler, ADO und Consus  entstanden. 
„Die neue Adler Group ist auf dem 
Weg, die viertgrößte börsennotier-
te Immobiliengesellschaft für Wohn-
immobilien in Europa zu werden“, 
heißt es noch auf der  Internetseite 
des Konzerns. Der hohe Schulden-
MieterMagazin 12/2021

„housing first“ 

führt von der 

straße weg
stand macht diese  hochfliegenden 
Pläne jedoch zunichte. Zudem 
brachten im Oktober Vorwürfe ei-
nes britischen Börsenspekulanten, 
Adler habe die Bilanzen geschönt 
und seine Aktionäre getäuscht, den 
Vorstand in Erklärungsnöte. 
Die Vonovia – nach der Übernah-
me der Deutschen Wohnen etwa 
550 000 Wohnungen schwer – nutz-
te die Gelegenheit und sicherte sich 
eine Ankaufsoption für 13,3 Pro-
zent der Adler-Aktien. Außerdem 
kauft die LEG – bis 2008 die Lan-
desentwicklungsgesellschaft von 
Nordrhein-Westfalen und heute ein 
 gelingt der
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börsennotiertes Wohnungsunter-
nehmen mit 145 000 Wohnungen – 
von Adler 15 350 Wohnungen in 
Norddeutschland, was als Share 
Deal unter Umgehung der Grund-
erwerbsteuer abgewickelt wird.
Adler muss aber noch mehr absto-
ßen. Mit Verkäufen in einer Größen-
ordnung von 50 000 Wohnungen 
könne sich das Unternehmen „sig-
nifikant entschulden“, so Vorstand 
Maximilian Rienecker. Im Haifisch-
becken der Immobilien-Aktiengesell-
schaften ballt sich die Marktmacht 
zunehmend bei wenigen Großkon-
zernen.                   Jens Sethmann
 neustart

housing first

mit individueller hilfe

nach jahrelangem leben auf der 
stra ße endlich wieder eine woh­
nung zu erhalten, das schaffen die 
meis ten obdachlosen menschen al­
lein nicht. aber mit unterstützung 
gelingt es, bewies ein Berliner pro­
jekt drei Jahre lang. nun hofft man 
dort auf weitere finanzierung durch 
den senat – und vielleicht sogar auf 
eine aufstockung der mittel.
 

Das Resultat ist mehr als ermutigend: 
Das Konzept von „Housing First Ber-
lin“ ist aufgegangen. In den zurück-
liegenden drei Jahren, in denen die 
Modellprojektphase von der Berliner 
Senatsverwaltung für  Arbeit, Integra-
tion und Soziales finanziert wurde, 
konnten 42 Wohnungen an obdach-
lose Menschen  vermittelt werden. 
Damit der Neuanfang gelingt, wer-
den sie zeitlich unbegrenzt und indi-
viduell vom Housing-First-Team un-
terstützt. Denn oft sind psychische 
Erkrankungen oder  Suchtprobleme 
die Ursache für den sozialen Ab-
stieg gewesen. Erst mit Hilfe des 
Teams von Housing First fanden sie 
aus dem lang anhaltenden Tief her-
aus. 
Die Erfolgsgeschichten haben sich 
herumgesprochen: Es stehen noch 
viele Menschen auf der  Warteliste 
des Projektes. Das wird – nach Aus-
laufen der Senatsfinanzierung – erst 
einmal in Partnerschaft mit der Ber-
liner Stadtmission und der Neue 
Chance gGmbH weitergeführt. Aber 
natürlich hofft das eingespielte Team 
auf weitere Gelder durch die neue 
Landesregierung – vielleicht sogar 
auf eine Verdoppelung der Mittel, 
um einen zweiten Projektstandort 
einrichten zu können. Berlins bekun-
deter Wille ist es nämlich, die unfrei-
willige Obdachlosigkeit in der Stadt 
bis 2030 zu beenden. 

„Wenn Politik, Immobilienwirtschaft, 
soziale Träger und Verwaltung an 
einem Strang ziehen, lässt sich Ob-
dachlosigkeit dauerhaft und nach-
haltig beseitigen“, erklärt Sebastian 
Böwe, der im Projekt für die Wohn-
raumakquise verantwortlich ist.
Rosemarie Mieder 
11
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In einigen Häusern der Hohenschön-
hauser Konrad-Wolf-Straße sollen 
plötzlich 12 Euro  Netto-Kaltmiete 
bezahlt werden – und das im Sozi-
alen Wohnungsbau. Das Problem 
der Wohnungen ohne Anschluss-
förderung ist seit über zehn Jahren 
ungelöst. Der nächste Senat muss 
für die gefährdeten Sozialmieter 
endlich eine Antwort finden.

Mit einer Nettokaltmiete von rund 
8,80 Euro pro Quadratmeter sind 
die 136 Sozialwohnungen an der 
Konrad-Wolf-Straße 62-64 schon 
nicht wirklich günstig. Zum 1. Januar 
wird die Miete aber auf einen Schlag 
um circa 35 Prozent auf 12,11  Euro 
angehoben – und das ist legal. Der 
Grund: Die Wohnanlage gehört zu 
den fast 28 000  Sozialwohnungen, 
die ab dem Jahr 2003 keine An-
schlussförderung mehr  bekommen 
haben. Deshalb darf der Vermieter 
die „Sozialmiete“ auf die sogenann-
te Kostenmiete anheben, die sich an 
den meist überhöhten Baukosten 
bemisst. Um rund 200 Euro im Mo-
nat soll die 63-Quadratmeter-Woh-
nung von Andrea Kruse* teurer wer-
den. „Die Miete macht dann knapp 
50  Prozent unserer Rente aus“, sagt 
sie. Der Miet zuschuss der Investitions-
bank Berlin hilft nicht viel  weiter. Um-
zie hen kommt für sie nicht in  Frage: 
„Mein Mann ist schwer krank. Wir 
können hier nicht raus.“ In der Wohn-
anlage werden die  meisten deutlich 
mehr als 30 Prozent ihres Einkom-
mens für die Miete zahlen müssen. 
Die Mieterinnen und Mieter haben 
sich zusammengeschlossen und ei-
ne Protestkundgebung am Rathaus 
Lichtenberg abgehalten. Doch die 
IBB hat bestätigt, dass die Mieterhö-
hung auf 12,11 Euro rechtlich zuläs-
sig ist. Eine Überprüfung durch den 
Berliner Mieterverein (BMV) hat im-
merhin ergeben, dass die Erhöhung 
nicht zum 1. Oktober, sondern erst 
ab dem 1. Januar greift. 
Bei einem neu eingezogenen Haus-
halt geht der BMV gegen die Miet-
erhöhung vor. Bei Vertragsabschluss 
im Juli hat die Hausverwaltung die 

SozIAlWoHNuNgEN oHNE ANS

Seit zehn Jahren ein u
12
Kostenmiete nicht offengelegt und 
ließ die Mieter im Glauben, die Mie-
te würde wie üblich um höchstens 
13 Cent pro Quadratmeter im Jahr 
steigen – um dann zweieinhalb Mo-
nate später 237 Euro mehr zu ver-
langen. „Es geht nicht an, dass man 
den Leuten etwas vorgaukelt“, sagt 
BMV-Rechtsberaterin Aliki Bürger. 
Bereits vor drei Jahren konnte sie in 
derselben Wohnanlage eine solche 
Mieterhöhung erfolgreich abwehren. 
Das Grundproblem existiert seit vie-
len Jahren. Der rot-rot-grüne Senat 
hat 2016 eine Lösung versprochen. 
Doch die Koalitionsparteien konnten 
sich nicht einigen. „Das muss end-
lich gelöst werden“, fordert Mieterin 
Kruse vom künftigen Senat. „Es ist 
existenzbedrohend.“   Jens Sethmann
Miete
L BMV-Info 165 
zum Wegfall der 
Anschlussförderung:

www.berliner-
mieterverein.de/
?s=Info+165&
submit=Suchen 

Informationen und 
Antragstellung 
zum Mietzuschuss 
bei der IBB:

S 030 2125-4545

www.ibb.de/de/
foerderprogramme/
mietzuschuss-in-
sozialwohnun
gen.html
E-Mail:

mietzuschuss@ibb.de
Webtipp 
Den zwischenraum im Blick
Wohnqualität wird nicht nur von der eigenen Woh-
nung, sondern zum großen Teil von den Interaktio-
nen mit dem Wohnungsumfeld beeinflusst. Den 
Zwischenräumen im unmittelbaren oder nahen 
Wohnungsumfeld kommt hier eine besondere Be-
deutung zu. Auch deshalb, weil durch ein gelunge-
nes Wechselspiel von baulicher Gestaltung, Nut-
zungsangeboten und Betriebskonzept die private 
Wohnfläche um Aneignungsmöglichkeiten jenseits 
der eigenen vier Wände erweitert wird. Beispielhaft 
werden halbprivate Vorplätze oder Außenräume 
und Nutzungsangebote im Quartier genannt, die 
von den dort Wohnenden als wichtiger Bestand-
teil ihres Wohnraums angesehen werden. Das Bun-
desinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung hat 
anhand von sechs Fallstudien in der Schweiz und in 
Deutschland die Bedeutung von wohnungsnahen 
Flächen und Nutzungsangeboten aus Sicht der Be-
wohnerinnen und Bewohner untersucht.  
dmb

Redefine the In-Between 
– Die Bedeutung des 

Zwischenraums als 
Komplementärraum 
der Wohnung unter

www.bbsr.bundde/
BBSr/DE/

veroeffentlichungen/
bbsr-online/2021/bbsr-

online-17-2021-dl.pdf
rMagazin 12/2021
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Der charlottenburg-

Wilmersdorfer 

Stadtrat Arne Herz 

(unten links) befindet 

das Wohnhaus in der 

Schlüterstraße 44 

als „nachweislich“ 

nicht schützenswert
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Die Abrisswelle in charlottenburg-
Wilmersdorf rollt weiter.  Wieder 
einmal soll ein 60er-Jahre-Bau mit 
preisgünstigen Wohnungen  einer 
profitableren Nutzung weichen. 
Mehrere alte und schwer  kranke 
Mieter wissen nun nicht wohin. 
Beim Berliner Mieterverein (BMV) 
sorgt der fall für Empörung. 

Über die auffällig vielen Abrisse in 
Charlottenburg-Wilmersdorf hat 
das MieterMagazin bereits berich-
tet (Ausgabe 1+2/2021, Seite 19: 
„Ideale Bedingungen für Abriss-Spe-
kulanten“). Der grüne Baustadtrat 
Oliver Schruoffeneger hatte damals 
sein Bedauern über die „wohnungs-
politische Katastrophe“ geäußert. 
Zum Fall Schlüterstraße 44 schweigt 
er. Anfragen, sowohl vom Mieter-
Magazin als auch vom Berliner Mie-
terverein, werden ausschließlich von 
dem für Zweckentfremdung zustän-
digen Stadtrat Arne Herz (CDU) be-
antwortet. 
Zur Vorgeschichte: Bereits vor fünf 
Jahren hat der Eigentümer, der be-
kannte ehemalige Rennfahrer Tho-
mas Bscher, den Mietern mitgeteilt, 
dass er das Haus abreißen und statt-
dessen auf dem gesamten Grund-
stück ein Geschäftshaus errichten 
will. Inzwischen hat er dem Bezirks-
amt eine negative Renditeberech-
nung vorgelegt, wonach die Wieder-
herstellungskosten eines „einfachen 
Wohnstandards“ die Mieteinnah-
men in den nächsten zehn Jahren 
übersteigen würden. Dass Bezirks-
stadtrat Herz daraufhin ein soge-
nanntes Negativattest ausgestellt 
hat, hält Sebastian Bartels von der 

ScHlütErStrASSE 44

Skandalöses 
Attest
MieterMagazin 12/2021
BMV-Geschäftsführung für „recht-
lich haltlos, geradezu skandalös“. 
Das Negativattest bedeutet, dass 
die Abrissgenehmigung nur noch 
eine Formalie ist und dass der Ei-
gentümer nicht einmal Ersatzwoh-
nungen nach dem Zweckentfrem-
dungsverbotgesetz schaffen muss. 
Warum es sich hier, wie Stadtrat 
Herz anführt, „nachweislich“ nicht 
um schützenswerten Wohnraum 
im Sinne des Gesetzes handelt, ist 
nicht nachvollziehbar. Bevor Bscher 
a

den Mietern Abfindungen für den 
Auszug zahlte, waren die 30 Woh-
nungen mit Mietpreisen von 400 bis 
500 Euro voll vermietet. Mittlerweile 
sind die meisten Mieter ausgezogen. 
Das Haus, das 1965 mit  öffentlichen 
Fördermitteln gebaut wurde, ist kei -
nes falls eine Bruchbude. 2012 hat der 
Vorbesitzer sogar noch eine Strang  -
sanierung durchgeführt und nagel-
neue Bäder eingebaut. All das scheint 
das Bezirksamt nicht zu in teressieren. 
Birgit Leiß
buchtipp
Nischen für das gemeinschaftliche, 
selbstorganisierte Wohnen
Der Gedanke liegt nahe: Wenn der Markt nichts mehr her-
gibt, will man die Wohnungsfrage selbst in die Hand nehmen. 
Zusammen mit anderen kann man unkonventionelle Formen 
gemeinschaftlichen Wohnens entwickeln, das Haus selbst 
verwalten und ohne Gewinnstreben bewirtschaften. Bau-
gruppen, Hausprojekte, Kollektive und neue Genossenschaf-
ten haben in den letzten Jahren viele Erfahrungen gesammelt. 
Doch der Versuch, gemeinschaftliches Wohnen und selbstor-
ganisiertes Bauen zu verwirklichen, stößt oft an ökonomische 
Grenzen. Wo es innerhalb des kapitalistischen Systems noch 
Nischen gibt und wie man sie nutzen kann, möchte der Sam-
melband „Gemeinschaftliches Wohnen und selbstorganisier-
tes Bauen“ aufzeigen, der in einem Projekt der Technischen 
Universität Wien entstanden ist. Neben historischen Rückbli-
cken auf sozial-utopische Experimente des 19. Jahrhunderts 
oder auf die Selbsthilfe-Förderung im alten West-Berlin finden 
sich theoretische Beiträge über Eigentum, Commons und so-
lidarische Ökonomien, ebenso wie Vorstellungen praktischer 
Beispiele und alternativer Finanzierungsinstrumente sowie In-
terviews mit Bewohnern selbstverwalteter Hausprojekte in 
Deutschland, Österreich und der Schweiz.  js

ndrej Holm/Christoph 
aimer (Hrsg.): Gemein-

schaftliches Wohnen 
und selbstorganisiertes 

Bauen, Wien 2021, 

19,50 Euro, als E-Book 
open access unter 

www.tuwien.at/
cademicpressprodukt/

gemeinschaftliches-
wohnen-und-selbst

organisiertes-bauen/
13
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Nach dem ersten mehrstöckigen Wohnhaus aus Holz weltweit nun die größte Holzbausied-

lung und das höchste Holzhochhaus Europas – Berlin verfolgt ein ambitioniertes Ziel: 

Bauen mit Holz soll selbstverständlich werden. Der Rohstoff hat eine gute Ökobilanz, ist stabil 

und lässt sich gut verarbeiten. Und: Er wächst buchstäblich vor der Haustür. Allerdings müs-

sen noch viele Voraussetzungen geschaffen und Herausforderungen gemeistert werden, da-

mit sich die Holzbauweise im Mehrfamilien-Wohnungsbau etabliert. 

  Ist Holz 
er Baustoff 

    der Zukunft? 
Berlins Leuchtturmprojekte beim nachhaltigen Bauen
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„Holz wurde bei einem Quartier dieser 

Größenordnung noch nie eingesetzt“: 

Gudrun Sack, Geschäftsführerin der  

Tegel Projekt GmbH
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 Flugzeuge ihr Fahrwerk 
ausgefahren haben – zwi-

schen dem Reinickendorfer Kurt-
Schumacher-Platz und der Lande-
bahn des Flughafens Tegel – steht 
ein klimapolitisch ambitioniertes und 
bautechnisch innovatives Ziel auf der 
Agenda: Das geplante Schumacher 
Quartier mit über 5000 Wohnungen 
für mehr als 10 000 Menschen ist 
nicht nur eines der größten Woh-
nungsbauprojekte der nächsten Jahre, 
es wird auch weltweit das  erste über-
wiegend in Holzbauweise errichtete 
Wohnviertel dieser Dimension. 
„Mit dem Pilotprojekt Schumacher 
Quartier betreten wir in vielem Neu-
land“, erklärt Gudrun Sack, Geschäfts-
führerin der Tegel Projekt GmbH, 
einer Gesellschaft, die das Areal des 
ehemaligen Flughafens entwickelt. 
„Vor allem aber soll hier eine Wen-
de beim Bauen eingeleitet werden.“ 
Dessen Belastungen für das globale 
Klima sind in den zurückliegenden 
Jahren immer deutlicher wahrgenom-
men worden: So braucht es zum ei-
nen für die Herstellung von Beton, 
dem wichtigsten Baustoff auf der 

Welt, geeigneten Sand. Die Ressour-
ce ist knapp, wird teuer gehandelt, 
um die ganze Welt transportiert und 
ihr Abbau ist in Ländern wie Malay-
sia, Thailand, Kambodscha und vor 
allem Indonesien für dramatische 
Umweltschäden verantwortlich. 
Zum anderen verursacht die Herstel-
lung von Zement, dem Bindemittel 
für Beton, weltweit sechs bis sieben 
Prozent der CO2-Emissionen, deut-
lich mehr als der gesamte Flugver-
kehr. Das liegt am Brennen von Kalk, 
einem Produktionsvorgang, bei dem 
gebundenes CO2 freigesetzt wird. 
Schließlich ist auch das Formen von 
Stahl ein energieintensiver und da-
mit klimabelastender Prozess, 
Im Schumacher Quartier dagegen 
soll – nach den Plänen der Entwick-
ler – nachhaltig gebaut werden. Holz 
wird in Konstruktion und Fassade 

W

  Holz hilft die Klima-
    ziele zu erreichen
MieterMagazin 12/2021
eines jeden Gebäudes mindestens 
einen Anteil von 50 Prozent einneh-
men. Denn Holz ist nicht nur ein 
nachwachsender Rohstoff, der in 
seiner Verarbeitung keine Treibhaus-
gasemissionen freisetzt, er verwan-
delt ein Gebäude auch in einen Spei-
cher, der das vom Baum während 
seines jahrzehntelangen Wachstums 
aufgenommene und eingelagerte 
CO2 dauerhaft festhält. 
Das Schumacher Quartier wird so-
mit buchstäblich auch zu einem ge  -
waltigen CO2-Depot. Der Plan für 
das neue Wohngebiet sieht vor al-
 l em sechs- bis achtgeschossige Wohn-
häuser vor, aber auch mehrere „Hoch-
punkte“ mit bis zu 18 Stockwerken. 
„Es gibt durchaus Erfahrungen im 
Holzbau – aber in einem so großen 
Stadtquartier wie hier ist der Roh-
stoff bisher noch nicht eingesetzt 
worden“, erklärt die Architektin 
Gudrun Sack. Das Material war mit 
der Industrialisierung und den ra-
sant wachsenden Städten nach und 
nach von den großen Baustellen ver-
schwunden – verdrängt vom Mauer-
werk und später von den in Masse 
produzierten Baustoffen Stahl und 
Beton. 
Als die Architekten Tom Kaden und 
Tom Klingbeil 2007 in der Esmarch-
straße in Prenzlauer Berg im Auftrag 
einer Baugruppe ein siebengeschos-
siges Mehrfamilienhaus in reiner 
Holzbauweise planten, war das ein 
Neuanfang – und eine Pionierleis-
tung in gestalterischer und bautech-
nischer Hinsicht. Denn nicht nur die 
Decken und Fußböden, sondern 
auch Tragwerk und Wände wurden 
aus Holz geschaffen. Dafür musste 
die Landesbauordnung durch ergän-
zende Sicherheitsmaßnahmen in Be-
zug auf den Brandschutz angepasst 
werden, denn sie erlaubte bis dahin 
lediglich Holzbauten mit bis zu fünf 
Vollgeschossen. Seitdem hat der 
Holzbau in der Stadt an Bedeutung 
gewonnen.
2014 entstand das Projekt „Spree-
feld“. Eine Baugruppe ließ an der 
Grenze zwischen Mitte und Fried-
richshain drei baugleiche Holz-Be ton-
Hybridgebäude errichten, in denen 
sich 63 individuell gestaltete Woh-
nungen, eine Kita und eine Holz-
Werkstatt befinden. 
„Nach vielen Jahren, in denen im 
städtischen Kontext vor allem Beton, 
Glas und Stahl das Erscheinungsbild 

L Weitere inter-

essante Holzbau-

projekte in Berlin 

und Brandenburg 

auf der Website

https://holzbau

atlas.berlin/
15
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dominierten, nimmt Holz nun zu-
sehends mehr Raum ein“, hatte die 
damalige Berliner Senatsbaudirek-
torin Regula Lüscher bei der Verlei-
hung des ersten Berliner Holzprei-
ses 2019 erklärt. In der Kategorie 
Neubau ging die Auszeichnung an 
ein Projekt der Wohnungsgenossen-
schaft „Am Ostseeplatz“. Unter dem 
erste Mehr familienhaus 

aus Holz ist 2007 in der 

marchstraße 3 in Prenz-

er Berg gebaut worden
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Motto „Wohnen und Werken im 
Wedding“ hatten die  Architekten 
von „schäferwenningerprojekt GmbH“ 
ein siebengeschossiges Gebäude mit 
98 Wohneinheiten und mit sieben 
Gewerbeeinheiten entworfen.  Alle 
tragenden Bauteile des  Wohnhauses 
über dem Erdgeschoss bestanden aus 
Holz, insbesondere auch der Auf zugs -
schacht – ein Novum. Möglich war 
das nur, weil das Abgeordnetenhaus 
im März 2018 einen weiteren Be-
schluss zum Holzbau fasste. Das ver-
einfachte die Genehmigung von Ge-
bäuden mit tragenden Teilen aus 
Holz. Im Zentrum stand wiederum 
der Brandschutz: Bisher mussten bei 
mehrgeschossigen Holzbauten auf-
wendige Ausnahmeregelungen mit 
den unteren Bauaufsichtsbehörden 
und der Feuerwehr getroffen wer-
den. Nun legte die Bauordnung fest, 
dass „…tragende oder aussteifende 
sowie raumabschließende Bauteile, 
die hochfeuerhemmend oder feuer-
beständig sein müssen, in Holzbau-
weise zulässig (sind), wenn die er-
forderliche Feuerwiderstandsfähig-
keit gewährleistet wird.“ Das war 
quasi die Lizenz, mit Holz in die Hö-
he zu bauen. Berlin sei, was den 
Holzbau angeht, schon immer fort-
schrittlich gewesen, lobte der Bund 
Deutscher Zimmermeister diese Ent-
scheidung. 
Tatsächlich hatte sich die rot-rot-grü-
ne Koalition schon 2016 klar zum 
„Bauen mit Holz“ bekannt und ge-
plant, auch Schulen und Kitas auf 
diese Weise nachhaltig und ökolo-
gisch zu errichten. Mit den voraus-
schauenden Verwaltungsent schei-
dungen wurden nun mehr Architek-
ten und Bauherren ermutigt, den al-
ternativen Rohstoff häufiger im Ge-
schoss- und Mietwohnungsbau ein-
zusetzen. War Holz früher haupt-
sächlich wegen seiner Leichtigkeit 
für Dachaufbauten verwendet wor-
den, so entwarfen nun Architekten 
das ganze Wohngebäude aus dem 
natürlichen Rohstoff – auch städti-
sche Wohnungsbauunternehmen. 
Die Ho woge begann 2018 ihr Pro-
jekt „Urbaner Holzbau“ und errich-
tete in der Adlershofer Newtonstra-
ße drei Punkthäuser in Holzhybrid-
bauweise mit 42 Wohnungen. In den 
Johannisgärten in Adlershof wurden 
2021 sechs weitere Holzbauten be-
zugsfertig. 
Dass mit dem leichten Material auch 
in die Höhe gebaut werden kann, 
hatte man bereits anderswo bewie-
sen: Das Hochhaus im Wiener Stadt-
teil Aspern misst 84 Meter in der 
Höhe, und hat einen äußeren Holz-
anteil ab dem Erdgeschoss von 75 
Prozent. Nun gibt Berlin aber noch 
eins drauf und plant am  Anhalter 
Bahnhof Deutschlands höchstes 
Holzgebäude: 100 Meter vom So-
ckel bis zum Dach. Dieses Hochhaus 
ist „ein herausragendes Projekt nach-
haltiger Architektur und ein Modell-
projekt für Bauen im Klimawandel“, 
wie der baupolitische Sprecher der 
Grünen im Abgeordnetenhaus, An-
dreas Otto, betont. Es soll die für Ber-
lin typische Mischung aus Gewerbe 

und Wohnen einziehen – und Men-
schen mit niedrigem Einkommen 
Mieten ab 6,50 Euro kalt anbieten. 
Der uralte Baustoff erlebt also eine 
Renaissance. Neben seiner ausge-
zeichneten Ökobilanz besitzt er 
Sta bilität und Festigkeit. Und: Holz 
erreicht aufgrund seiner guten Wär-
meeigenschaften schon mit dünnen 
Dämmstärken erstaunliche Energie-

 Holz hat gute Wärme-
   dämmeigenschaften
MieterMagazin 12/2021



dkonstruktion –  

 als Baustoff

Mit dem „Spreefeld“ 

im Wilhelmine-Gem-

berg-Weg entstan-

den 63 Wohnungen 

in Holzbauweise, 

eine Kita und eine 
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standards. Damit können Wände 
deutlich schlanker werden und ver-
größern so die Nutzfläche. Weil Holz 
Feuchtigkeit aufnehmen und auch 
wieder abgeben kann, sorgt das Ma-
terial zudem für ein angenehmes 
Raumklima. 
In hohen Fertigstellungszahlen schla-
gen sich diese positiven Eigenschaf-
ten allerdings noch nicht nieder: 
„Der Naturrohstoff spielt beim Woh-
nungsbau noch eine relativ geringe 
Rolle“, sagt Jörg Lippert, Leiter des 
Bereichs Technik beim Verband Ber-
lin-Brandenburgischer Wohnungs-
unternehmen (BBU). Das liegt nach 
wie vor am Brandschutz. Viele Ver-
waltungen gingen in puncto Holz 
immer noch auf „Nummer doppelt-
sicher“, so Lippert. Und das, obwohl 
es inzwischen viele Untersuchungen, 
auch von der Feuer wehr, gibt, die 
unterschiedliche Baumaterialien im 
Brandfall verglichen und festgestellt 
haben, dass Holzhäuser lange ihre 
Stabilität und Festigkeit bewahren, 
während sich beispielsweise Kon-
strukte aus Stahl bei großer Hitze 
relativ schnell verformen.“ Werde 
Bauholz vorschriftgemäß eingesetzt, 
sei ein Feuer für ein Holzhaus das 
geringste Problem, so Lippert. 
Seine Tücken hat Holz aber auch. 
Um den notwendigen Schallschutz 
zu gewährleisten, muss der leichte 
Baustoff wirkungsvoll mit anderen 
Materialien kombiniert werden. Das 
ist in Mehrfamilienwohnhäusern 
besonders wichtig, wo Menschen 
nahe neben-, über- und unterein-
an der leben. „Tatsächlich sind Holz-
bauten im mehrstöckigen Woh-
nungsbau immer Hybridbauten“, 
erklärt Jörg Lippert. Das heißt auch, 
MieterMagazin 12/2021

Gewinner d

„Berliner H

ses“ war e

Genossens

Ostseeplat

tes Holzwo

in der Wed

Lynarstraß
es kann nicht vollständig auf Beton 
verzichtet werden. So lassen zwar 
inzwischen einige Bauordnungen 
Holzwände auch in Treppenhäusern 
zu – die Treppe selbst muss jedoch 
aus Brandschutzgründen immer aus 

Beton hergestellt werden. Auch  alle 
Bauten ins feuchte Erdreich hinein 
– Fundamente, Keller, Tiefgarage – 
bestehen weiterhin aus Beton und 
Stahl, denn Holz würde dort schnell 
verrotten. Es muss vor eindringender 
Nässe geschützt werden. Das gilt 
auch für Dächer, Fassaden – und erst 
recht für die einzelnen Wohnungen, 
in denen Wasserschäden sonst zu 

 Feuchtigkeit verträgt
   der Baustoff nicht
es ersten 

olzprei-

in von der 

chaft „Am 

z“ erstell-

hnhaus 

dinger  

e

einem ernsthaften Problem werden 
könnten.
Nicht nur Kompetenz am Bau ist er-
forderlich, es braucht auch geschulte 
Dienstleister und Handwerker, so der 
technische Leiter des BBU. Elektriker 
oder Sanitär- und Heizungsfachleu-
te, auch Hausmeister müssen sich 
auf Installationen, Reparaturen und 
Wartungsarbeiten in Holzbauten ver -
stehen. Instandhaltungs- und Reno-
vierungsmaßnahmen könnten auf-
wendiger und damit teurer werden 
als am konventionellen Bau. Lippert: 
„Die Renaissance des Holzbaus ist 
zu begrüßen, aber um den Einsatz 
deutlich auszuweiten müssen die 
Rahmenbedingungen optimiert wer-
den.“
Nicht zuletzt muss sich auch das 
Nutzerverhalten ändern. Eine Holz-
wand kann nicht immer aufs Neue 
angebohrt werden. Streichen und 

„Die Rahmenbedin-

gungen für den 

Holz bau müssen 

optimiert werden“:  

Jörg Lippert, 

Leiter des Bereichs 

Technik beim BBU
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Vom Pfahlbau zur Hybri

die Geschichte von Holz

Holz ist eines der ältesten Baumate-
rialien der Menschheit. Schon aus 
der Jungsteinzeit, also vor über 5000 
Jahren, wurden Pfahlbauten errich-
tet, wie Überreste belegen. Holz fiel 
beim Roden von Ackerflächen an, es 
war leicht und konnte gut verarbei-
tet werden. Bis in die Neuzeit hinein 
blieb es in Nord- und  Mitteleuropa 
der wichtigste Baustoff. Es wurde et-
wa für Blockbauten genutzt, deren 
Wände sich mit Lehm und Flecht-
werk verputzen beziehungsweise 
verkleiden ließen. 
Der Fachwerkbau des Mittelalters 
stellte eine Revolution dar: Mit Pfos-
ten und diagonalen Streben  konnten 
schnell ganze Wände und Decken 
hergestellt und Gebäude ausgesteift 
werden. Auch das Wissen um den 
notwendigen Holzschutz ist da-
mals entstanden. Seitdem nahm 
die Vielfalt der Verbindungen von 
Holz und anderen Materialien zu. 
Die Vorfertigung von Einzelteilen 
wurde möglich, die auf der Baustel-
le nur noch zusammengesetzt wer-
den mussten.
17
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Holzwohngebäude A 

eines kommunalen 

Wohnungsunter-

nehmens: Kürzlich 

fertiggestellte 

Howoge-Häuser in 

der  Newtonstraße 

in Adlershof

Ein Wiener Holz-

hochhaus ist das 

höchste in Europa 

– Berlin will jetzt 

höher hinaus
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tapezieren ist nur da möglich, wo 
die Holzinnenwände mit Rigips ver-
kleidet sind. „Auch das ästhetische 
Empfinden der Bewohner spielt eine 
Rolle“, ergänzt die Architektin Sack, 
die selbst seit über 20 Jahren in ei-
nem Holzhaus lebt. „Viele erwarten 
perfekte Oberflächen und weiße 
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Wände – aber Holz altert, verwittert, 
zeigt mit den Jahren Gebrauchs-
spuren, die ich akzeptieren muss“ – 
nicht nur als Mieter, sondern eben -
so als Vermieter. Mehr Holz im Woh-
nungsbau erfordere deshalb auch 
eine Anpassung des Mietrechts an 
diese neue Realität. 
Auch Geld spielt eine Rolle: Damit 
der Holzbau die exklusive Sparte 
verlässt, muss Wohnen in den nach-
haltig gebauten Häusern bezahlbar 
sein – und sich für Vermieter den-
noch bezahlt machen. Im Schuma-
cher Quartier gehört der Boden dem 
Land Berlin, ist für gemeinwohlorien-
tiertes Bauen vorgesehen und wird 
damit an städtische Wohnungsbau-
gesellschaften, Baugenossenschaften 
und Baugruppen vergeben. Dennoch 
sind diese erst einmal mit schätzungs
weise zehn Prozent höheren Kosten 
als beim herkömmlichen Bauen kon-
frontiert. Das liegt nicht zuletzt an 
den gestiegenen Materialkosten: Es 
sind zwar auch die Preise für Beton, 
Stahl und Kunststoff gestiegen, aber
den größten Sprung haben Holzpro-
dukte gemacht. Hier gingen die Prei-
se im letzten Jahr um 120 Prozent 
nach oben. 
Quartiersentwicklerin Gudrun Sack 
hält dagegen: „Wenn ich den CO2-
Ausstoß einpreise, sieht die Kosten-
Nutzen-Rechnung ganz anders aus.“ 
Außerdem hole man das Material 
nicht von weither. 22 000 Festmeter 
Kiefernholz pro Jahr werden zehn Jah
re lang für die Errichtung des neuen 
Wohngebietes gebraucht. Sie sollen 
aus den Berliner Forsten kommen. 
Gleichzeitig will man den Holzein-
schlag nutzen, um Mischwald nach-
zupflanzen und so den Wald klima-
gerecht umzubauen.
Die Verarbeitung des Baumaterials 
soll im Berliner Umland erfolgen. Ein 
Berlin-Brandenburgisches-Holzbau-
Cluster soll entstehen – Verarbei-
tungsstrecken vom Sägewerk bis 
zur Fertigung der Module, die auf 
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die Baustelle geliefert werden. Das 
verkürzt die Transportwege, spart 
Kosten und fördert eine enge Ver-
knüpfung von innovativen Architek-
turkonzepten, nachhaltiger Stadtent-
wicklung und effektiver Fertigung. 
Nach einem Konzept des Fraunhofer-
Instituts wurde dazu in Tegel eine 
„Bauhütte 4.0“ gegründet, die sich 
bewusst an der alten Idee der Dom-

bauhütten des europäischen Kathe-
dralenbaus orientiert. Damals orga-
nisierten die in Werkstattverbänden 
zusammengefassten Handwerke ge-
meinsam die hochkomplexe Arbeit. 
Mit der Bauhütte 4.0 soll eine Ideen-
schmiede den gesamten Ablauf des 
urbanen Holzbaus im Blick haben – 
buchstäblich „vom Wald zur Stadt“. 
Die Idee, im Raum Berlin-Branden-
burg gemeinsam mit allen beteilig-
ten Playern ein „Holzbau-Cluster 
des Nordens“ zu installieren, würde 
die Baukosten deutlich reduzieren. 
Würde zudem eine faire CO2-Be-
steuerung eingeführt, können die 
Preise für das konventionelle Bauen 
vom Holzbau eines Tages sogar un-
terboten werden. Das Schumacher 
Quartier würde so den Beweis an-
treten, dass mit Holz nicht nur ener-
giesparender und umweltbewusster, 
sondern auch günstiger gebaut wer-
den kann – und so tatsächlich eine 
Wende im Bauen einläuten.
Rosemarie Mieder

 Die Wiederbelebung
      der Bauhütte
Holz wird seit 5000 Jahren als 

Baustoff genutzt:  Historische 

Pfahlbau-Siedlung am Bodensee

Erst mit dem 19. Jahrhundert, der 
Industrialisierung und dem Bau gro-
ßer Städte wurde Holz nach und 
nach durch Mauerwerksbauten er-
setzt. Aber noch lange steckte es im 
Innern der Häuser, nicht nur in Fens-
tern und Türen, sondern auch in De-
cken, Dach- und Treppenkonstruktio-
nen. Die alten Berliner Mietshäuser 
sind ein Beweis dafür. 
Noch einmal fand der Baustoff Auf-
merksamkeit: In der Phase zwischen 
beiden Weltkriegen. Der Grund war 
ein eklatanter Rohstoffmangel. In 
dieser Zeit wurden wichtige Patente 
angemeldet, wie etwa die Holz-Be-
ton-Verbunddecke. Aber erst über 
50 Jahre später fand Holz nach und 
nach zurück auf die Baustellen – 
auch, weil es nun Hybridkonstruktio-
nen aus Holz(-werkstoffen), Beton 
und Stahl gab.  rm
MieterMagazin 12/2021
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Hintergrund

Mit solchen ver-

schließbaren Sperren 

sorgen eigentümer 

dafür, dass der 

Parkplatz nicht von 

unberechtigten 

belegt wird
GaraGen und Pkw-StellPlätze

wohnnebenfläche oder  
Geschäftsraum?
Immer mehr städtische wohnungsbaugesellschaften gehen dazu über, 
die einst kostenlosen Pkw-Stellplätze auf ihren Grundstücken zu vermie-
ten. Manchmal fallen sie sogar ganz weg, etwa bei nachverdichtungen. 
Muss man das hinnehmen? 
In einer Siedlung am Plänterwald 
gibt es derzeit große Empörung, weil 
die städtische Wohnungsbaugesell-
schaft Stadt und Land sämtliche 
Pkw-Stell plätze im Zuge von Bau-
arbeiten ge   kündigt hat. Nach Fer-
tigstellung des Neubaus sollen sie 
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zwar wieder vermietet werden, aber 
die Altmieter sollen dabei nicht vor-
rangig zum Zuge kommen. Rechtlich 
ist das nicht zu beanstanden. Sofern 
der Stellplatzvertrag wie hier unab-
hängig vom Wohnungsmietvertrag 
/2021
geschlossen wurde, handelt es sich 
um ein gewerbliches Mietverhält-
nis. Es sind quasi Geschäftsräume, 
die ohne Begründung gekündigt wer-
den können. Die Schutzbestimmun-
gen des Wohnraummietrechts gel-
ten hier nicht, daher macht es auch 
keinen Sinn, der Kündigung zu wi-
dersprechen. Die Kündigungsfrist 
richtet sich nach der jeweiligen Ver-
einbarung im Vertrag. Fehlt eine sol-
che Vereinbarung, gilt in der Regel ei-
ne dreimonatige Frist. Eine  wichtige 
Ausnahme sind befristete Verträge. 
In diesem Fall ist eine Kündigung in-
nerhalb dieses Zeitraums für beide 
Seiten ausgeschlossen. 
Davon zu unterscheiden sind Gara-
gen- oder Stellplatzmietverträge, die 
an den Wohnungsmietvertrag ge-
koppelt sind. Diese Variante kommt 
nicht sehr häufig vor. Der Stellplatz 
gilt dann als Nebenfläche zur Woh-
nung und kann nur zusammen mit 
der Wohnung gekündigt werden. 
Ob es sich um einen solchen kom-
binierten Mietvertrag handelt, ist 
manchmal nicht so einfach zu beur-
teilen. Das wichtigste Kriterium da-
bei: Es wurde keine abweichende Re-
gelung zur Kündigungsfrist getrof-
fen. Allerdings sieht das Gesetz auch 
bei solchen Verträgen eine Kündi-
gungsmöglichkeit vor – nämlich 
dann, wenn neuer Mietwohnraum 
auf der Parkfläche geschaffen wer-
den soll.  
Häufig wollen Mieter wissen, ob sie 
die Miete mindern können, wenn der 
gemietete Stellplatz immer wieder 
von anderen belegt ist. „Grundsätz-
lich schon, das gilt dann als Mangel“, 
sagt dazu Sebastian Bartels von der 

und was, wenn 
Fremde den  gemieteten 
Parkplatz belegen?

Geschäftsführung des Berliner Mie-
tervereins: „Der Vermieter ist in der 
Pflicht, dafür zu sorgen, dass ande-
re nicht unberechtigt ihren Wagen 
dort abstellen oder die Zufahrt zur 
Garage versperren.“ Er muss dies 
gewährleisten, zum Beispiel indem 
er eine Schranke anbringt. Handelt 
es sich bei den Fremdparkern um 
Mitmieter, hat man einen Anspruch 
darauf, dass der Vermieter eine Ab-
mahnung ausspricht. 
Wissen sollten man auch, dass Be-
triebskosten, die im Zusammenhang 
mit einer Garage  entstehen wie Be-
leuchtung, Strom,  Wasser und so 
weiter nur von den Garagen- be-
ziehungsweise Stellplatznutzern be-
zahlt werden müssen. Bei der Ne-
benkostenabrechnung ist daher da-
rauf zu achten, dass diese Posten 
nicht der Gesamtheit der Mieter 
überbürdet werden.
Übrigens: Zwischen 100 und 200 Eu-
ro muss man heutzutage in der In-
nenstadt für einen Stellplatz hinblät-
tern. Allerdings: Genommen werden 
darf, was der Markt hergibt. 
Birgit Leiß
            

ein Gewohnheitsrecht gibt es nicht 

Grundsätzlich gilt: Der Vermieter ist beim Großteil der Wohn-
gebäude nicht verpflichtet, Pkw-Abstellmöglichkeiten zur 
Verfügung zu stellen. Wer sein Auto ohne Genehmigung 
auf dem Grundstück des Wohnhauses, etwa dem Hof, ab-
stellt, riskiert – nach erfolgter Abmahnung – eine  fristlose 
Kündigung der Wohnung. Eine einmal erteilte  Erlaubnis 
kann der Vermieter jederzeit widerrufen, jedenfalls sofern 
es sich nicht um eine bestimmte, abgegrenzte Fläche im 
Hofbereich handelt (LG Berlin vom 16. September 2004 – 
67 S 57/04). Allerdings muss der Vermieter einen wichti-
gen Grund haben und diesen  benennen.  bl
L Info 93 des Ber-

liner Mietervereins: 

„Rechtsfragen 

rund um Garage 

und Stellplatz“:

www.berliner-
mieterverein.de/
?s=Info+93
&submit=Suchen
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Hintergrund
EnErgiEkostEnExplosion

Wie lässt sich Energiearmut 
 vermeiden?
Die Energiekosten gehen hierzulande wie in ganz Europa durch die Decke. 
Bezieher niedriger Einkommen stehen damit vor großen finanziellen pro-
blemen. Die politik muss handeln. Das MieterMagazin hat sich umgese-
hen, was Verbände jetzt fordern und wie andere länder mit der situation 
umgehen.
Die kalte Jahreszeit ist da. Wer kann, 
macht es sich zu Hause in der war men 
Wohnung auf dem Sofa gemütlich. 
Doch für immer mehr Menschen wer-
den die steigenden Energiekosten 
zum Problem. „Der aktuell massive 
Preisanstieg bei den fossilen Energie-
trägern Öl und Gas wird das Heizen 
in diesem Winter massiv  verteuern. 
Hinzu kommt zum 1. Januar 2022 
die zweite Stufe der CO2-Beprei-
sung“, erklärt Reiner Wild, Ge-
schäftsführer des Berliner Mieter-
vereins (BMV). Dies werde zu deut-
lichen Heizkosten-Nachzahlungen 
führen und Mieter mit niedrigem 
Einkommen stark belasten. 
Eine aktuelle Untersuchung des 
Vergleichsportals Verivox kommt zu 
dem Ergebnis, dass zwei Drittel (67,4 
Prozent) der Deutschen in diesem 

L Tipps zum Senken 

der Heizkosten unter 

www.verbraucher
zentrale.de/wissen/
energie/heizen-
und-warmwasser/
heizung-10-tipps-
zum-heizkosten-
sparen-13892

Das Bedürfnis E 

nach einem gemüt-

lich-warmen Zuhause 

wird zu einer teuren 

Angelegenheit
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Winter weniger heizen wollen. Mehr 
als 70 Prozent empfinden die gestie-
genen Energiekosten als finanzielle 
Belastung. Zahlreiche Verbände äu-
ßern die Sorge, dass viele Menschen 
im Winter in kalten Wohnungen 
sitzen könnten, weil die Geldbörse 
schlicht nichts anderes zulässt. Denn 
neben den Heizkosten explodieren 
auch die Strom- und Benzinpreise.

Andere EU-länder sind
noch härter betroffen

Andere Länder trifft die Kostenex-
plosion noch härter. Deutsche Händ-
ler haben meist längerfristige Ver-
träge mit Gaslieferanten geschlos-
sen, in vielen anderen europäischen 
Ländern ist dies nicht der Fall. Viele 
Regierungen handeln da  her bereits: 
Insgesamt milderten 19 der 27 EU-
Länder die Folgen der ge stie genen 
Kosten für Haushalte und Firmen ab, 
schreibt tagesschau.de. 
Nach den Erfahrungen mit den 
„Gelbwesten“-Protesten handelt 
Frankreich beherzt und will Bürgern, 
die weniger als 2000 Euro netto mo-
natlich verdienen, pauschal 100 Euro 
steuerfrei ausbezahlen. Außerdem 
sollen die Gaspreise das kommende 
Jahr über gedeckelt werden. Italiens 
Ministerpräsident Draghi wiederum 
hat angekündigt, mehrere  Milliarden 
in die Hand zu nehmen, um die von 
den hohen Energiekosten betroffe-
nen Privathaushalte durch Steuer-
senkungen zu entlasten. Die polni-
sche Regierung sieht das Hauptpro-
blem im EU-Emissionshandel und for-
dert ein Umdenken. Auch Spanien 
sieht die EU in der Pflicht und fordert 
Maßnahmen, etwa eine Reform des 
Strom- und Gasmarktes.
Allerdings konnten sich die Mitglieds-
staaten bei einem Treffen im  Oktober 
auf kein gemeinsames Vorgehen ei -
 nigen – die Energiemärkte in den ein-
zelnen Ländern unterschieden sich 
laut EU-Energiekommissarin  Kadri 
Simson zu stark. Bei dem  Treffen 
wurde deutlich: Südeuropäische Län-
der wie Spanien, Griechenland und 
Frankreich wünschen sich  Eingriffe 
in die Märkte, während Deutsch-
land und die  Niederlande dies ab-
lehnen und kurzfristige Maßnahmen 
für ausreichend halten. Zuvor hatte 
die EU eine „Toolbox“ mit Maßnah-
men vorgestellt und die einzelnen 
Mitgliedsländer aufgefordert, diese 
umzusetzen. Dieser Werkzeugkof-
fer umfasst unter anderem eine Ein-
kommensunterstützung in Form von 
Gutscheinen oder die teilweise Be-
gleichung von Energierechnungen, 
 Zahlungsaufschübe für Strom- und 
Heizkosten oder Maßnahmen zum 
Schutz vor Stromabschaltungen und 
anderen Netztrennungen. 
Mit gut 80 Prozent wünscht sich 
auch die Mehrheit der Deutschen 
entsprechende Sofortmaßnahmen 
der Bundesregierung – zu diesem Er-
            

Warum ist Energie jetzt so teuer?

Die Weltwirtschaft erlebt gerade eine leichte Erholung von 
den Auswirkungen der Corona-Pandemie, die  Nachfrage 
nach Rohstoffen – vor allem nach Gas – wächst. Gleichzei-
tig sind vielerorts die Speicher- und Lagerbestände nach dem 
letzten, kalten Winter niedrig. Instandhaltungsarbeiten an 
Pipelines, die coronabedingt verschoben werden  mussten, 
führen zu Lieferengpässen. Hinzu kommt: Russland,  eines 
der wichtigsten Lieferländer, bietet weniger Gas an den 
Börsen an als bisher. Vielerorts wird der Verdacht laut,  Putin 
wolle die zügige Inbetriebnahme der Gas-Pipeline Nord 
Stream 2 dadurch vorantreiben – Russland weist dies stets 
zurück. Die Entwicklungen haben den Großhandelspreis 
von Erdgas zwischen Januar und Oktober 2021 um 440 
Prozent ansteigen lassen. kb
MieterMagazin 12/2021
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gebnis kommt die  Verivox-Erhebung. 
Die Bundesregierung reagierte auf 
den aktuellen marktgetriebenen Kos-
tensprung noch nicht, lediglich we-
gen der CO2-Bepreisung gab es ei-
ne Wohngelderhöhung und eine An-
passung der Pendlerpauschale für 
Fernpendler. Weitere kurzfristige 
bundesweite Maßnahmen müssten 
von der neuen Bundesregierung ge-
prüft werden, heißt es.

steuern auf Brenn-
stoffe senken?

Vielen gehen die Maßnahmen nicht 
weit genug. Der Städte- und Ge-
mein debund etwa sieht zwei gang-
bare Wege: Der Bund könne zeit-
weise entweder auf die Strom- und 
Gassteuer und die Umsatzsteuer, die 
auf Strom, Benzin und Gas entfällt, 
verzichten. Dies würde sich preislich 
deutlich bemerkbar machen, denn 
Steuern und sonstige Abgaben be-
laufen sich beim Strom auf satte 
40 Prozent, beim Gas auf mehr als 
30 Prozent. Der Verband vergleicht 
MieterMagazin 12/2021
das Vorgehen mit der Absenkung 
der Mehrwertsteuer während der 
Corona-Pandemie. Temporäre Steuer-
senkungen erhielten auch in der 
Ve rivox-Befragung den meisten Zu-
spruch – knapp die Hälfte der Be-
fragten war dafür. Ein anderer Weg 

Umlage der Co2-Bepreisung
weiter umstritten

bestünde laut Städte- und Gemein-
debund darin, das Wohngeld um 
einen Energiezuschlag zu erhöhen. 
Beim Wohngeld setzt auch der So-
zialverband VdK an und schlägt vor, 
diese staatliche Leistung für Gering-
verdiener jährlich an die steigenden 
Energiekosten anzupassen.
Beim Berliner Mieterverein sieht 
man noch eine weitere Möglichkeit. 
Reiner Wild: „Zur Vermeidung der 
Energiearmut braucht es ab 2022 ei-
nen sinnvoll gestaffelten Zuschuss 
an Mieterhaushalte bei Vorlage der 
Heizkostenabrechnung“ – abhängig 
von Heizkosten, beheizter Wohn-
fläche und dem Haushaltseinkom-
men. Er solle unbürokratisch ausge-
zahlt werden. Vor allem aber fordert 
der Mieterverein, dass der CO2-Auf-
schlag künftig nicht mehr von den 
Vermietern auf die Mieter umgelegt 
werden kann. 
Der CO2-Bepreisung gilt seit Anfang 
2021 für fossile Brennstoffe wie Öl, 
Gas und Kohle. Das Ziel der Bundes-
regierung ist eine „Lenkungswirkung 
für den Klimaschutz“: erneuerbare 
Energieträger sollen attraktiver, fos-
sile unattraktiver werden. „Doch 
die Mieterinnen und Mieter haben 
keine Chance, den Wärmebedarf ei-
nes Gebäudes nachhaltig zu verrin-
gern – Dämmung, die Umstellung 
der Heizanlage oder gar den Einsatz 
erneuerbarer Energien sind dem Ver-
mieter vorbehalten“, kritisiert der Ber-
liner Mieterverein. Die Bundesregie-
rung prüft aktuell eine Aufteilung 
der CO2-Pauschale zwischen Mie-
tern und Vermietern.
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Umweltverbände warnen davor, 
dass mit den Preissprüngen auch die 
Akzeptanz gegenüber dem „Preis-
treiber“ CO2-Zulage sinken könnte. 
Soziale Fragen und Klimaschutzas-
pekte dürften nicht gegeneinander 
ausgespielt werden. Die Umwelt-
schutzorganisation WWF schreibt: 
„Wenn die Debatte um hohe Ener-
giepreise jetzt in die falsche Rich-
tung gelenkt wird, könnten wichtige 
klimapolitische Instrumente, darunter 
die CO2-Bepreisung, im Streit zwi-
schen den EU-Mitgliedsstaaten zer-
rieben werden. Das gefährdet auch 
die Energiewende.“ Kurzfristig brau-
che es jetzt „wirksame Mechanis-
men, die die steigenden Energieprei-
se insbesondere für ärmere Haushal-
te abfedern“. Langfristig helfe nur 
der Ausstieg aus den fossilen Ener-
gieträgern gegen Preisspitzen.
Katharina Buri
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L Welche Stromspar-
potenziale gibt es im 

Haushalt? Infos unter 

www.verbraucher
zentrale.de/wissen/
energie/strom-sparen 
            

Welche Mehrkosten sind zu erwarten?

Zu den Mehrkosten gibt es unterschiedliche Modellrechnun-
gen. Der Verbraucherzentrale-Bundesverband rechnet vor, 
dass auf einen Einfamilienhaushalt in einer 100 Quadratmeter 
großen Wohnung in der laufenden Heizperiode für Heizung 
und Warmwasser etwa 210 Euro mehr zukommen als im 
vergangenen Jahr – 980 statt 770 Euro. Bei einem Einfami-
lienhaus sind es demnach 1260 statt 990 Euro, wenn man 
einen Gasverbrauch von 18 000 Kilowattstunden (kWh) zu-
grunde legt. Betrachtet man sämtliche Energiekosten – Hei-
zung, Strom und Mobilität –, wird der Anstieg noch gravie -
render. Das Vergleichsportal Verivox kommt dabei auf ein 
Plus von 35 Prozent gegenüber dem  Vorjahresmonat. Grund-
lage der Rechnung ist ein Drei-Personen-Musterhaushalt 
mit einem jährlichen Wärmebedarf von 20 000 kWh, einem 
Stromverbrauch von 4000 kWh und einer jährlichen Fahr-
leistung von 13 300 Kilometern. Auf diesen kommen Mehr-
kosten von 1178 Euro jährlich (4549 Euro statt 3371  Euro) 
zu. Thorsten Storck, Energieexperte bei Verivox, spricht von 
einem „historischen Höchststand“ bei den Energiekosten. 
Eine aktuelle Verivox-Untersuchung kommt außerdem zu 
dem Schluss, dass Deutschland die teuersten Strompreise 
der Welt hat.  
kb
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Hintergrund

die treppenhaus­

dekoration im

 Mietshaus hat

ihre grenzen
10 Fragen zu Weihnachten und SilveSter 

alle Jahre wieder 
das Jahr neigt sich dem ende zu, Weihnachtsfest und Jahreswechsel ste­
hen vor der tür. aber auch die „besinnliche zeit“ hat ihre tücken. Wer 
hier ohne anecken beim vermieter oder den nachbarn durchkommen will, 
tut gut daran, einige regeln zu beachten, die auch anderen einen fried­
fertigen Jahresausklang garantieren. dieses Mal hat sich die autorin mit 
einem kleinen augenzwinkern den Fragen genähert, was aber der vor­
freude auf die Festtage keinen abbruch tun soll. 
 

 

1. darf ich den  Weihnachtsbaum 
nach dem ende der Festtage zwecks 
entsorgung aus dem Fenster werfen? 
Achtlos einen Weihnachtsbaum aus 
dem Fenster zu werfen, kann be-
kanntlich zu Schaden an Mensch 
und Tier und damit zu hohen Schmer-
zensgeldforderungen führen, so dass 
von dieser Variante abzusehen ist. 
Dagegen bietet sich an, den vorher 
 

abgeschmückten Baum in kleine 
Stücke zu zersägen und in der Bio-
mülltonne zu entsorgen. Da dies we  -
gen des vollgenadelten Treppenhau-
ses und der tagelang nicht mehr 
möglichen Biomüllentsorgung den 
Unmut der Nachbarn auf sich zie-
hen dürfte, ist es besser, die Termi-
ne in Erfahrung zu bringen, an de-
nen die Stadtreinigung im Januar 
 jeden Weihnachtsbaum mitnimmt, 
der am Straßenrand abgestellt wird. 

2. im gegensatz zu gelegent­
lichen essensdüften im treppen­
haus kann der ständige geruch 
nach gänsebraten und Weih­
nachtskeksen schon einmal die 
laune verderben. darf die Miete 
gemindert werden? 
Grundsätzlich gehören Kochen und 
Backen zum vertragsgemäßen Ge-
brauch der Mietsache. Nur wenn 
die Kochgerüche „eine durchgängi-
ge erhebliche Belastung darstellen 
und das Maß des Empfindens eines 
„Durchschnittsmenschen“ überschrei-
ten (Landgericht Essen vom 23. Sep -
tember 1999 – 10 S 491/98), kann 
ein Mietminderungsrecht in Betracht 
kommen. Da Gänsebraten und Va-
nillekipferl zur Weihnachtszeit ge-
hören, dürfte sich der festlich ein-
gestimmte „Durchschnittsmensch“ 
kaum gestört fühlen und die vor-
übergehende Geruchsoffensive 
nicht zur Mietminderung berechti-
gen. Vielleicht sollte man sich lieber 
beim Nachbarn mit einer guten Fla-
sche Wein zum Gänseessen einladen 
oder sich als Gegenschlag an selbst 
gemachten Rumkugeln versuchen. 

3. darf ich Fenster und  Balkon 
nach Belieben weihnachtlich 
 dekorieren? 
Wer kennt es nicht: Die mit  zarten 
Lichterketten oder roten Weih-
nachtssternen gesäumten Hausfas-
saden werden plötzlich durch einen 
in bunt blinkenden Lichtinstallatio-
nen versinkenden Balkon unterbro-
chen, der sogar vorbeifahrende Au-
tos in voller Einsicht ihrer überhöh-
ten Geschwindigkeit bremsen lässt. 
Oder eilen Passanten mit hektischen 
Blicken auf das über ihnen schwe-
bende Hinterteil eines die  Fassade 
hinauf kletternden Weihnachtsman-
nes vorbei, den eine Nachbarin dort 
mit Dübel und Schraube befestigt 
hat. Hier gilt: Erlaubt ist, was  weder 
die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung gefährdet, noch die Substanz 
der Hausfassade beschädigt oder 
das Recht der Nachbarn auf einen 
vertragsgemäßen und weitestge-
hend ungestörten Gebrauch ihrer 
Wohnung beeinträchtigt. 

4. und was gilt für die dekora­
tion im treppenhaus? darf denn 
wenigstens das treppenhaus mit 
engelchen, Weihnachtskränzen 
und lichterketten aufgehübscht 
werden? 
Das Landgericht Hamburg sagt 
hierzu, dass das ganzjährige An-
bringen von Dekorationsobjekten an 
der Wohnungseingangstür vom Mit-
benutzungsrecht des Mieters um-
fasst sein kann (LG Hamburg vom 
7.5.2015 – 333 S 11/15), womit zu -
  mindest der Weihnachtskranz an 
der Wohnungstür unproblematisch 
sein dürfte. Wer aber kleine „Steh-
rumchens“ auf den Fensterbrettern 
verteilt, Lichterketten am Geländer 
anbringt oder Räucherkerzen vor 
sich hin qualmen lässt, sollte sich auf 
jeden Fall bewusst machen, dass 
der „vertragsgemäße Gebrauch der 
Mietsache“ den Mieter nicht dazu 
befugt, außerhalb seiner Wohnung 
umfängliche „Gestaltungsarrange-
ments“ zu installieren und damit an-
dere Mieter vom üblichen Gebrauch 
des Treppenhauses auszuschließen 
(Amtsgericht Münster vom 31. Juli 
2008 – 38 C 1858/08). 

5. darf ein gemeinsames advents­
singen im innenhof veranstaltet 
werden? 
Während sich die meisten Nachbarn
über eine solche Darbietung erfreut 
zeigen und in den Gesang mit ein-
stimmen dürften, ist es gerade in 
Berlin nicht auszuschließen, dass ein 
Nachbar das Singen überhaupt nicht 
gutheißt und mit  selbstgemachten, 
zielsicher geworfenen  Rumkugeln 
versuchen wird, das Ganze zu un-
terbinden. Hier gilt: Außerhalb der 
Ruhezeiten von 22 Uhr abends bis 
6 Uhr morgens ist ähnlich wie beim 
Üben eines Musikinstruments nichts 
gegen diese einmalige Gemein-
schaftsaktion einzuwenden, sofern 
ein angemessener Zeitrahmen ein-
gehalten wird. Wie immer ist die 
Rücksichtnahme auf die lieben 
Nachbarn das Gebot der Stunde. 
MieterMagazin 12/2021
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der Balkon ist keine 

raketenstartrampe:

geht es daneben, 

wird es teuer
Wenn alle mit Rumkugeln versorgt 
sind, ist es Zeit, das Singen zu be-
enden. 

6. darf die haushaltskasse durch 
den verkauf von selbst gekochtem 
glühwein vor der haustür aufge­
bessert werden? 
Muss womöglich aufgrund der Co-
rona-Pandemie auf den alljährlichen 
Glühweingenuss auf Weihnachts-
märkten verzichtet werden, kann 
einem die Idee kommen, vor der 
Haustür einen Stand aufzubauen 
und vorbeilaufenden Passanten in 
weihnachtlicher Stimmung Glühwein 
und Rumkugeln zum Kauf anzubie-
ten. Doch das geht leider nicht. Ei-
nerseits kann der Vermieter eine 
derartige gewerbliche Nutzung des 
Bereichs vor dem Wohnhaus unter-
sagen. Aber auch das Ordnungsamt 
wird nicht lange mit einer Untersa-
gungsverfügung auf sich warten 
lassen, da es sich ohne Sondernut-
zungserlaubnis und Ausschankge-
nehmigung um eine unerlaubte 
Spontanaktion handelt, die am En-
de auch noch teuer werden kann. 

7. Muss der vermieter für ausrei­
chend Papiertonnen in der Weih­
nachtszeit sorgen? 
Während schon ganzjährig die Pa-
piertonnen vom zunehmenden Ver-
packungsmüll ächzen, kommt es 
spätestens am 25.12. zum Papier- 
tonnen-Gau, wenn die Bescherung 
am Vorabend viele Geschenke und 
noch mehr Geschenkpapier hervor-
MieterMagazin 12/2021

F Beim Weihnachts­

singen wichtig: den 

richtigen ton treffen 

und die  ruhe zeiten 

einhalten
gebracht hat. Eine  Mietminderung 
kommt hier jedoch nur in  Frage, 
wenn grundsätzlich eine zu  geringe 
Zahl von Mülltonnen zur Verwahr-
losung des Müllplatzes führt (AG 
Lichtenberg vom 16.3.2004 – 6 C 
239/03). Der absehbare jährliche 
Papierentsorgungsstau nach den 
Weihnachtstagen dürfte hierfür 
noch nicht genügen. 

8. dürfen ungewollte  geschenke 
in das treppenhaus oder vor die 
haustür gestellt werden mit dem 
zettel „zu verschenken“? 
Trotz der alljährlich getroffenen 
Verabredung „Wir schenken uns 
diesmal nichts“ wird sich der eine 
oder andere Weihnachtsgast nicht 
davon abbringen lassen, mit selbst 
gemachten „Must-Haves“ oder 
schnell erbeuteten Schnäppchen zur 
Beglückung seiner Mitstreiter am 
Heiligen Abend zu sorgen. Da bleibt 
nur, am nächsten Tag die Besche-
rung für die Nachbarn in das Trep-
penhaus zu verlagern und dort das 
gut gemeinte Objekt am besten ein-
gepackt im Original-Papier (wegen 
der Papiertonne) anzubieten. Aber 
Achtung: Nimmt es überhand, kann 
der Vermieter diese zweckfremde 
Nutzung des Treppenhauses unter-
sagen. Wird der Tauschhandel vor 
die Haustür verlagert, greifen sogar 
die Verbotsregelungen des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes, die das als 
illegalen Müll im öffentlichen Stra-
ßenland verstehen und mit Bußgeld 
belegen. 

9. die Silvesterparty der nach­
barin geht immer bis weit nach 
Mitternacht – grund für eine 
 Mietminderung? 
Alle Jahre wieder kommt erst das 
Christuskind und dann die krachende 
Silvesterparty der Nachbarin. Ist sie 
in fester Überzeugung ihres Rechts, 
einmal im Jahr eine große Party 
feiern zu dürfen, nicht von dieser 
Tradition abzubringen, bleibt wohl 
nur, eine großzügige Mietminderung 
zu kalkulieren und in Vorfreude auf 
die klingelnde Kasse der großen Par-
ty entgegenzusehen? Ganz so ist es 
leider nicht. Zwar gibt es kein Recht, 
einmal im Jahr eine große Party 
feiern zu dürfen. Auch gilt die ge-
setzliche Nachtruhe grundsätzlich 
in der Silvesternacht (wenn auch 
etwas eingeschränkt – schließlich 
ist auch das Knallern erlaubt). Doch 
dürfte ein im Grundsatz gegebenes 
Mietminderungsrecht so klein be-
messen sein, dass sich der Aufwand 
nicht lohnt. Da ist die  gegenseitige 
Rücksichtnahme zielführender,  also 
entweder die Nachbarin zu  bitten, 
ab 1 Uhr nachts die Musik leiser zu 
stellen oder einfach mitzuschwofen. 

10. Übernimmt die versicherung 
Schäden an Wohnung und gebäu­
de, die durch Feuerwerkskörper 
entstehen? 
Die Silvesternacht – des einen Freud 
ist des anderen Leid. Doch was ist, 
wenn die liebe Nachbarin ihr frisch 
erworbenes Silvesterraketen-Arsenal 
auf dem Balkon in Stellung bringt? 
Glücklich, wer hier neben und nicht 
gegenüber der Nachbarin wohnt. 
Doch Spaß beiseite: Hier geht die 
Nachbarin zu weit. Raketen haben 
auf dem Balkon nichts zu suchen, 
schon gar nicht, wenn gegenüberlie-
gende Wohnungen durch das dro-
hende Feuerwerk gefährdet sind. 
Kommt es durch die Rakete zu Schä-
den, ist die Nachbarin in der Pflicht. 
Und weil das Abfeuern von Silvester -
raketen auf dem Balkon eine Pflicht-
verletzung ist, streikt in diesem Fall 
auch die Haftpflichtversicherung. Al-
so vielleicht doch lieber zur traditio-
nellen Wunderkerze greifen und da-
für die Nachbarn in Sicherheit wissen. 
Wibke Werner
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Hintergrund

erfolgreich waren in

Berlin zum Beispie

die Volksentscheide

zur Vergesellschaf

tung großer Woh

nungsunternehmen

und zum kompletten

erhalt des unbe

bauten tempelhofe

Feldes – ob „Berlin

autofrei“ werden

soll, ist noch offen
Volksentscheid

demokratie direkt
der Volksentscheid über die enteignung großer privater Wohnungskon-
zerne war ein voller erfolg: Für die initiative, die ihn in vielen Monaten 
Vorbereitung und Arbeit möglich gemacht hat – und für die direkte de-
mokratie in Berlin. Wie der Bürgerwille nun umgesetzt wird, hängt von 
politischen entscheidern und entscheidungen ab. ein Blick auf die Praxis 
mit dem instrument Volksentscheid in Berlin.
Als 2017 die Idee zu „Deutsche 
Wohnen & Co enteignen“ gebo­
ren wurde, mag das der bis dahin 
 radikalste Ansatz einer Initiative in 
der Hauptstadt gewesen sein. Uner­
fahren waren die Aktivistinnen und 
Aktivisten jedoch längst nicht mehr. 
Seit mehr als einer Dekade übt sich 
Berlin in direkter Demokratie. 
Den Startschuss hatte die Volksini­
tiative „Bürger gegen den Transra­
pid“ 1998/99 gegeben, mit der die 
Transrapidstrecke von  Berlin nach 
Hamburg verhindert werden sollte. 
Einer der  aktuellsten  Anträge auf ei­
nen Volksentscheid –  gestartet im 
Oktober 2020 – will „Berlin au to­

L Mehr Infos unter

www.mehr-
demokratie.de
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frei“ machen. Über 50 solcher Ini­
tiativen und Volksbegehren listet 
„Mehr Demokratie“ für die Haupt­
stadt auf seiner Homepage auf. Der 
gemeinnützige Verein begleitet die 
Entwicklung direktdemokratischer 
Verfahren schon seit über 30 Jahren 
deutschlandweit. 
Der bisher spektakulärste Sieg war 
in Berlin der Volksentscheid „100 
Prozent Tempelhofer Feld“. Im Mai 
2014 stimmten 29,7 Prozent der 
Wahlbe rechtigten in der Hauptstadt 
 gegen eine Bebauung der gewalti­
gen Flug hafen­Brache. Seitdem hat 
sich da  rauf eine Natur­ und Erho­
lungsfläche entwickelt. Hier  brüten 
im Frühsommer Feldlerchen,  weiden 
Schafe, summen 40 verschiedene 
Bienen­ und Wespenarten – und 
jetzt in Pandemiezeiten kommen 
Tausende von Menschen auf das 
Feld, um mit Abstand spazieren zu 
gehen, Drachen steigen zu lassen, 
zu joggen, zu skaten. 
Nun will die Berliner FDP das soge­
nannte Tempelhofer­Feld­Gesetz 
ändern, das der Berliner Senat am 
14. Juni 2014 beschlossen hatte, 
und eine Teilbebauung durchset­
zen. „Das Tempelhofer Feld wurde 
über einen sogenannten Gesetzes­
Volksentscheid gesichert“, erklärt 
Oliver Wiedmann aus dem Berliner 
Büro von „Mehr Demokratie“. „Ein 
Gesetz, das daraufhin erlassen wird, 
ist denen gleichgestellt, die durch 
Parlamentsbeschlüsse  entstanden 
sind.“ Sie haben das gleiche Gewicht, 
können aber vom Abgeordneten­
haus – wie jedes andere Gesetz – 
auch wieder geändert oder ganz 
abgeschafft werden. Allerdings, so 
der Sozialwissenschaftler, gebe es 
neben dieser rechtlichen Dimension 
auch eine politische: „Per Volksent­
scheid zustande gekommene Geset­
ze genießen eine große Legitimation. 
Um sie zu kippen, liegen die Hürden 
schon sehr hoch.“
 
Gesetzes- oder
Beschluss-Volksentscheid

Die Willensbekundung zur Verge­
sellschaftung großer privater Woh­
nungsunternehmen dagegen ist viel 
weniger verpflichtend für die Lan­
desregierung. Im Gegensatz zu e  i­
nem Volksentscheid, dem ein Geset ­
zestext zugrunde liegt, war  diese 
Abstimmung ein sogenannter Be­
schluss­Volksentscheid. Durch ihn ist 
der Senat lediglich aufgefordert, ein 
entsprechendes Gesetz auszuarbei­
ten. Nach derzeitigem Stand der Koa­
litionsverhandlungen in Berlin soll 
nun erst einmal eine Expertenkom­
mission eingesetzt werden, die die 
Möglichkeiten einer Umsetzung des 
Volksentscheides auslotet. Der Se­
nat habe einen eindeutigen Hand­
lungsauftrag von der Mehrheit der 
Berlinerinnen und Berliner bekom­
men, mahnt Wiedmann: „Sich jetzt 
MieterMagazin 12/2021

https://www.mehr-demokratie.de


Regelmäßig setzen 

sich Bürgerinnen 

und Bürger für eine 

stärkung der direkten 

demokratie ein – 

zum Beispiel auch 

für bundesweite 

Volksentscheide
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vor dem Abstimmungsergebnis weg­
zuducken, wäre demokratiepolitisch 
fatal.”
Für das Verfahren, das letztlich zu 
dem positiven Volksentscheid ge­
führt hat, gelten klare gesetzliche 
Regeln. In Berlin müssen dafür drei 
Stufen überwunden  werden: Die 
erste ist der Antrag auf ein Volks­
begehren. Dafür müssen 20 000 Un­
terschriften von  Stimmberechtigten 
 
drei Verfahrensstufen
in Berlin

zusammenkommen. Gelingt dies, 
prüft die Innenverwaltung die Zu­
lässigkeit eines entsprechenden Ge­
setzentwurfs. Wird dies einerseits 
bejaht, werden die Ziele des Begeh­
rens vom Landesparlament aber 
nicht übernommen, ist die zweite 
Stufe zu überwinden. Im Rahmen 
eines Volksbegehrens müssen der­
zeit circa 175 000 Unterschriften für 
einen Volksentscheid gesammelt 
werden. Soll dieser schließlich erfolg­
reich sein, muss die Mehrheit der 
Teilnehmenden – und mindestens 
25 Prozent aller Wahlberechtigten 
in der Stadt – zustimmen. In Berlin 
sind dafür circa 630 000 gültige Ja­
Stimmen erforderlich.   
In einem früheren Volksentscheid 
– ebenfalls zum Tempelhofer Feld – 
war das nicht gelungen: „Tempelhof 
bleibt Verkehrsflughafen!“ erreichte 
2008 zwar das notwendige Quo­
rum mit damals 172 000 gültigen 
Unterschriften. Der Volksentscheid 
selbst scheiterte jedoch wegen zu 
geringer Zahl teilnehmender Ab­
stimmungsberechtigter. 
MieterMagazin 12/2021
„Die Regeln, nach denen direkte De­
mokratie abzulaufen hat, werden 
auf Länderebene verhandelt und 
beschlossen“, erklärt Wiedmann. 
Das Quorum für einen durchgeführ­
ten Volksentscheid, wie es in  Berlin 
gilt, gibt es beispielsweise in  Bayern 
nicht. Dort zählt einzig das Verhält­
nis der abgegebenen Stimmen – die 
Befürworter müssen in der  Mehrzahl 
sein. „Aber solche Regeln  werden 
immer aufs Neue verhandelt und 
novelliert“, sagt Oliver Wiedmann. 
So hat Berlin im vergangenen Jahr 
nach langem Ringen die Verfahren 
zur direkten Demokratie nachjustiert 
und damit deutlich gerechter ge­
staltet. Entscheidend dabei war die 
Verkürzung der Zeiten für eine Zu­
lässigkeitsprüfung durch die Innen­
verwaltung. Bis dahin konnte sich so 
eine Prüfung in die Länge ziehen. 
Da konnte durchaus mal ein Jahr 
darüber vergehen. Nun muss die In­
nenverwaltung die rechtliche Zu läs­
sigkeit der ihnen vorgelegten Gesetz­
entwürfe innerhalb von fünf Mona­
ten prüfen und innerhalb von zwei 
Monaten eine amtliche Kostenschät­
zung vorlegen.  
 
höhere Wahlbeteiligung
durch neues Verfahren?

Bisher konnte der Senat den Abstim­
mungstermin bestimmen und den 
Volksentscheid losgelöst von einem 
Wahltermin festlegen – zu Lasten 
der Abstimmungsbeteiligung. Nun 
muss – wenn innerhalb von acht 
Monaten ein regulärer Wahltermin 
ansteht – eine gleichzeitige Abstim­
mung ermöglicht werden. Die ers­
ten, die davon profitierten, waren 
die Akteurinnen und Akteure des 
Volksentscheides „Deutsche Woh­
nen & Co enteignen“. Aber auch für 
nachfolgende Initiativen dürfte das 
in Zukunft die Chancen erhöhen, 
deutlicher wahrgenommen zu wer­
den und durch eine größere Beteili­
gung erfolgreich zu sein. 
Rosemarie Mieder
            

direkte demokratie in deutschland

Berlin belegt einen Spitzenplatz in puncto direkter Demo­
kratie: Von den 25 deutschlandweit bisher durchgeführten 
Volksentscheiden wurden allein sieben in der Hauptstadt 
 initiiert. Der Rest verteilt sich auf Bayern (6), Hamburg (7), 
Schleswig­Holstein (2), Mecklenburg­Vorpommern (1), 
Sachsen (1) und Sachsen­Anhalt (1). 
Einen Hauptgrund für die ganz unterschiedliche Praxis sieht 
„Mehr Demokratie“ in den Unterschriftenhürden, die in ei­
nigen Bundesländern sehr hoch sind. Sie liegen in der zwei­
ten Stufe (Volksbegehren) zwischen 3,6 Prozent (Schleswig­
Holstein) und 13,3 Prozent (Sachsen) der wahlberechtigten 
Bevölkerung. In Berlin sind es sieben Prozent (circa 175 000 
Wahlberechtigte), die zu einer Unterstützerunterschrift be­
wegt werden müssen. Erschwerend wirkt es auch, wenn die 
Unterschriften nicht frei gesammelt  werden können, son­
dern auf einem Amt zu leisten sind, wie das in vier Bundes­
ländern vorgeschrieben ist. Insgesamt gingen bundesweit 
bisher 380 Verfahren in der ersten Sammelphase (Volksini­
tiative) an den Start, rund 100 der Initiativen schafften es in 
die zweite Stufe (Volksbegehren). Aus den bundesweit 100 
Volksbegehren gingen 25 Volksentscheide in sieben Bun­
desländern hervor.  rm
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Hintergrund
Kiezbündnis Klausenerplatz

Junge leute zu gewinnen
ist nicht einfach
am Klausenerplatz in Charlottenburg gibt es einen Verein, der sich seit 
mehr als zwei Jahrzehnten um Grünflächen kümmert, Weihnachtsmärk-
te und sperrmülltage organisiert, ein repair-Café initiiert hat und vieles 
mehr. MieterMagazin-autorin birgit leiß traf den Mitbegründer Klaus 
betz sowie Christian bade von der aG Wohnumfeld und Verkehr in ihrem 
Kiezbüro. 

L Kiezbündnis 
Klausenerplatz e.V. 
Seelingstraße 14

S 030 30 82 44 95

www.klausener
platz.de
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Wir hätten nicht E
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zilles Kiez behuts

Das Altbauquartier
Knobelsdorff- und S
beispiel für eine mi
Architekt und später
ausstellung 1987 (I
den 1970er und 80
rungsträgers Neue 
rung durch. Heute g
gen der städtischen
Seit 2020 ist der Kla
(„Milieuschutzgebi
ner Motive. Der ber
in der Sophie-Charl

Das MieterMagazin 

stellt an dieser 
Stelle in lockerer 

Folge Nachbar-
schafts- und Quar-
tiersinitiativen vor.
MieterMagazin: Der Kiez wirkt mit 
seinen verkehrsberuhigten Straßen 
und den vielen kleinen Läden fast 
wie eine heile Welt. Wieso ist gera-
de hier seit so langer Zeit eine Stadt-
teilinitiative aktiv?
Klaus betz: Ende der 1990er Jahre 
drohte der Kiez abzurutschen: Ver-
slumung, Kriminalität, eine verfehlte 
Mietenpolitik – da hatte sich einiges 
aufgestaut. Auf mehreren Veranstal-
tungen wurde der Unmut über die 
am saniert

 zwischen Spandauer Damm, Schloß-, 
ophie-Charlotten-Straße gilt als Parade-
eterfreundliche Stadterneuerung. Der 
e Altbau-Chef der Internationalen Bau-
BA), Hardt-Waltherr Hämer, setzte in 
er Jahren gegen den Willen des Sanie-
Heimat eine behutsame Stadterneue-
ehören etwa 60 Prozent der Wohnun-
 Wohnungsbaugesellschaft Gewobag. 
usenerplatz soziales Erhaltungsgebiet 

et“). In dem Viertel fand Zille viele sei-
ühmte Zeichner wohnte 40 Jahre lang 
otten-Straße 88.  bl
Missstände deutlich, aber auch die 
Bereitschaft, etwas dagegen zu tun – 
und zwar auf Dauer. Trotzdem hätte 
ich nie gedacht, dass es uns 22 Jahre 
später immer noch gibt. 
Christian bade: Ich denke, man kann 
ohne Übertreibung sagen, dass wir 
zur positiven Entwicklung beigetra-
gen haben. Unser Anliegen war von 
Anfang an, den Kiez um den Klause-
nerplatz zu einem Ort zu machen, 
in dem sich Menschen unterschied-
licher Generationen, Nationalitäten 
und Weltanschauungen wohl fühlen. 
Wir sind ein stabilisierender Faktor. 
MieterMagazin: Sie haben ein eige-
nes Vor-Ort-Büro – für eine Stadt-
teilinitiative fast schon Luxus ...
Klaus betz: Das ist ein Überbleibsel 
aus den Zeiten als Sanierungsgebiet.
Das Wohnungsunternehmen Gewo-
bag, der größte Vermieter im Kiez, 
stellt uns die Räume mietfrei zur Ver-
fügung. Ohne dieses Büro wären wir 
nicht so erfolgreich.
Christian bade: Es ist eine wichtige 
Anlaufstelle für die Anwohner. Die 
Leute kommen rein, brauchen viel-
leicht Hilfe beim Ausfüllen eines An-
trags oder haben Drogengeschäf te 
beobachtet. Wir können weiterver-
mitteln, außerdem sind wir gut ver-
netzt und haben Kontakte zur Poli-
zei, zum Grünflächenamt und ande-
ren Stellen. 
MieterMagazin: Sie stecken sehr 
viel ehrenamtliche Arbeit in den Ver-
ein. Wieso macht man das?
Klaus betz: Aus Liebe zum Kiez. Bei 
mir sind es 20 bis 30 Stunden pro 
Woche. Inzwischen bin ich Rentner, 
da geht das. Lediglich von 2001 bis 
2007 wurden wir vom Bezirksamt 
als eine Art „Quartiersmanagement 
light“ finanziell unterstützt.
MieterMagazin: Haben sich die Ar-
beitsschwerpunkte im Laufe der 
Jahre verändert?
Klaus betz: Den Bereich Mieten 
haben wir abgegeben an den Mie-
terbeirat der Gewobag – der übri-
gens auch auf unser Betreiben hin 
gegründet wurde. Unsere Flücht-
lingsinitiative ist inzwischen in ei-
nem eigenen Projekt aufgegangen. 
Und das Projekt Öko-Kiez, das eine 
Zeitlang als Klimaschutzprojekt ge-
fördert wurde, war langfristig nicht 
so erfolgreich und ist weitgehend 
eingeschlafen. 
Christian bade: Nach wie vor ak tuell 
ist die unbefriedigende Verkehrssi-
tuation. Obwohl der Kiez eine ver-
kehrsberuhigte Zone ist, wird gerast. 
Aktuell kämpfen wir für eine ver-
besserte Planung des Umbaus der 
A 100, damit unser Kiez nicht mit 
Durchgangsverkehr belastet wird. 
MieterMagazin: Was waren  Ihre 
größten Erfolge, wo sind Sie ge-
scheitert? 
Klaus betz: Dass wir seit 20  Jahren 
eine Zeitung für den Kiez machen, ist 
wohl einmalig und trägt zur Identifi ka-
tion der Anwohner mit dem Quartier 
bei. Nicht gelungen ist die Integration 
von Migranten in den Verein. 
Christian bade: Unser größter Erfolg 
ist, dass der Verein schon so lange 
existiert und erfolgreich ist. Sehr be-
liebt ist der Flohmarkt zweimal im 
Jahr. Und natürlich das Kiezfest. 
Klaus betz: Allerdings brauchen wir 
dringend Nachwuchs. Die meisten 
der 20 Aktiven – insgesamt hat der 
Verein 80 Mitglieder – sind im Ren-
tenalter. Junge Leute zu gewinnen, 
ist nicht einfach. 
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Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.
Lärmstörungen
Lärm, der aus einer Wohnung dringt, deren Mieter 
Kleinkinder haben, ist nicht in jedem Fall als sozialad-
äquater Kinderlärm von den Nachbarn hinzunehmen. 
(nicht amtlicher Leitsatz)
BGH vom 22.6.2021 – VIII ZR 134/20 –

 Langfassung im Internet

Mit Schreiben vom 20.9.2017 kündigte die Vermieterin 
das Mietverhältnis fristlos. In der  Kündigungserklärung 
führte sie unter anderem aus, am 2.9.2017 sei in der 
Zeit von 20.30 Uhr bis nach Mitternacht aus der Woh-
nung der Mieter erheblicher Lärm gedrungen, „der über-
 wiegend aus lautem Schreien, Stampfen,  Türenschla gen 
und Poltern“ bestanden habe. Zwei Nachbarinnen hät-
ten vergeblich versucht, die Mieter zur Einhaltung der 
Nachtruhe zu bewegen. Am 3.9.2017 habe gegen 13 
Uhr erheblicher, durch die Mieter verursachter Lärm die 
Mittagsruhe nachhaltig gestört. Es sei zu einer heftigen 
Auseinandersetzung mit einem Nachbarn gekommen, 
welcher hiernach Strafanzeige erstattet habe. 
Im Räumungsrechtsstreit hatte das Berufungsgericht 
die Räumungsklage abgewiesen, weil es sich bei dem 
Lärm um sozialadäquaten – hinzunehmenden – Kinder-
lärm gehandelt habe: In der (fristlosen) Kündigung vom 
20.9.2017 seien zwar zwei konkrete Ruhestörungen 
genannt. Aus dem durch die Vermieterin vorgelegten 
Lärmprotokoll sei ersichtlich, dass zu diesen Zeiten – 
aus der Wohnung der Mieter dringendes „lautes Tram  -
peln“ (durch einen Nachbarn) moniert worden sei. Je-
doch sei nicht behauptet worden, dass die in der Woh-
nung der Mieter lebenden Erwachsenen getrampelt hät -
ten. Was genau zu den genannten Zeiten in der Woh-
nung der Mieter passiert sei, habe die Vermieterin nicht 
vorgetragen, so dass aufgrund der Anwesenheit der 
Kinder und der Vortragslast der Vermieterin zugunsten 
der Mieter davon auszugehen sei, dass es sich um als 
sozialadäquat hinzunehmendes, bei Anwesenheit von 
Kindern nicht zu vermeidendes „lautes Trampeln“ ge-
handelt habe. 
Die Revision gegen sein Urteil lies das Landgericht 
nicht zu. Die Vermieterin erhob daraufhin Nichtzulas-
sungsbeschwerde beim BGH. Dieser hob das Berufungs-
urteil wegen Rechtsfehlern auf und verwies den Rechts-
/2021
streit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurück.
Das Berufungsgericht habe die seitens der Vermieterin 
behaupteten Lärmstörungen durch die Mieter, welche 
den Grund für die fristlose Kündigung vom 20.9.2017 
bildeten, in wesentlichen Teilen nicht berücksichtigt. Auf 
den in der Kündigung geschilderten Sachverhalt sei das 
Berufungsgericht nicht eingegangen. Es habe sich viel-
mehr allein mit einem „lauten Trampeln“ befasst, das im 
Lärmprotokoll für die in der Kündigung angegebenen 
Zeiten vermerkt war. Mit den in der Kündigungserklä-
rung (weiter) angeführten Lärmemissionen in Form von 
Schreien, Türenschlagen und Poltern habe sich das Beru-
fungsgericht nicht befasst und habe auch nicht berück-
sichtigt, dass verschiedene als Zeugen benannte Nach-
barn – auch aus dem Nachbarhaus – das ruhestörende 
Verhalten moniert hätten, wobei einer dieser Nachbarn 
das Lärmprotokoll erstellt habe. Durch die alleinige Her-
anziehung des in diesem Lärmprotokoll verzeichneten 
Eintrags und die Nichtbeachtung der anderen, sich hier-
von qualitativ unterscheidenden sowie den Kern des Vor-
bringens der Vermieterin darstellenden Lärmerscheinun-
gen habe das Berufungsgericht das rechtliche Gehör der 
Vermieterin verletzt. 
Des Weiteren sei das Berufungsgericht gehalten gewe-
sen, die seitens der Vermieterin benannten Zeugen zu 
vernehmen. 
Denn die Vermieterin habe die Lärmbelastungen, die – 
nach ihrer Behauptung – von der Wohnung der Mieter 
ausgingen, nach Zeitpunkt, Art, Intensität, Dauer und 
Häufigkeit mit ausreichender Substanz beschrieben und 
überdies durch ein detailliertes, über einen längeren 
Zeitraum erstelltes „Lärmprotokoll“ konkretisiert. Zur 
genauen Ursache des beanstandeten Lärms sowie zur 
Person der Verursacher (Kinder und/oder Erwachsene) 
hätte die Vermieterin mangels Einblicks in die Wohnung 
nicht detailliert vortragen können. Anders als das Beru-
fungsgericht meinte, war sie daher nicht gehalten, Aus-
führungen dazu zu machen, „was genau“ in der Woh-
nung der Mieter passiert sei. 
Zudem habe das Berufungsgericht unberücksichtigt ge-
lassen, dass die Vermieterin in der Klageschrift ihr mög-
liche nähere Angaben gemacht und aus der Art des 
Lärms Rückschlüsse auf die Person der Verursacher 
ge zogen habe. Anknüpfend an den Vortrag etwa zum 
„Rücken von Möbeln“ und „Geschreie“ habe sie ausge-
führt, dass es sich bei den Lärmbelästigungen um sol-
che gehandelt habe, die angesichts ihrer Intensität mit 
normalem Verhalten, „insbesondere durch spielende 
Kinder“ nicht zu erklären seien. 
Somit sei es dem Berufungsgericht verwehrt gewesen, 
ausschließlich von (sozialadäquatem) Kinderlärm aus-
zugehen. Vielmehr hätte es angesichts des hinreichend 
substanziierten Vortrags der Vermieterin die von dieser 
angebotenen Zeugenbeweise bezüglich der einzelnen 
(behaupteten) Lärmbelästigungen erheben müssen. 
Abschließend weist der BGH darauf hin, dass das Beru-
fungsgericht – sollte es nach Erhebung der Beweise zu 
der Überzeugung gelangen, es habe (auch) Kinderlärm 
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vorgelegen –, zu beachten habe, dass Geräuschemissio-
nen, die ihren Ursprung in einem altersgerecht üblichen 
kindlichen Verhalten haben, gegebenenfalls auch unter 
Inkaufnahme erhöhter Grenzwerte für Lärm und entspre-
chender Begleiterscheinungen kindlichen Verhaltens zwar 
grundsätzlich hinzunehmen sind, auf der anderen Seite 
jedoch die insoweit zu fordernde erhöhte Toleranz auch 
Grenzen habe. Diese seien hierbei jeweils im Einzelfall zu 
bestimmen unter Berücksichtigung namentlich von Art, 
Qualität, Dauer und Zeit der verursachten Geräusch-
emissionen, des Alters und des Gesundheitszustands des 
Kindes sowie der Vermeidbarkeit der Emissionen etwa 
durch objektiv gebotene erzieherische Einwirkungen.

Betriebskostenabrechnung 
Zum Anspruch des Mieters auf Rückzahlung von Be-
triebskostenvorauszahlungen bei nicht (fristgerecht) 
erteilter Abrechnung des Vermieters. 
BGH vom 7.7.2021 – VIII ZR 52/20 – 

 Langfassung im Internet

Der BGH bestätigt seine Rechtsprechung, wonach ein 
Mieter nach Ende des Mietverhältnisses die Rückzah-
lung von Betriebskostenvorauszahlungen nur verlangen 
kann, soweit er zuvor keine Möglichkeit hatte, seinen 
Abrechnungsanspruch durch die Zurückbehaltung der 
laufenden Vorauszahlungen durchzusetzen.
Hier lief das Mietverhältnis von März 2012 bis April 2017. 
Ab September 2016 zahlte der Mieter keine Betriebs-
kostenvorschüsse mehr. Erstmals Ende des Jahres 2016 
forderte der Mieter die Vermieterin, die seit Vertragsbe-
ginn keinerlei Betriebskostenabrechnungen erteilt hatte, 
vergeblich zur Abrechnung über die Betriebskosten auf. 
Nach Ende des Mietverhältnisses forderte der Mieter die 
in den Jahren 2014 bis 2016 geleisteten Betriebskosten-
vorauszahlungen zurück, weil die Vermieterin pflicht-
widrig keine Betriebskostenabrechnung vorgelegt habe. 
Das Landgericht gab dem Mieter Recht. Nicht so der 
BGH: Dem Mieter stehe ein Anspruch auf Rückzahlung 
von Betriebskostenvorauszahlungen aufgrund fehlender 
Betriebskostenabrechnungen durch die Vermieterin nicht 
für den gesamten Zeitraum von 2014 bis 2016 zu. 
Nach § 556 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 BGB sei über die 
Vorauszahlungen für Betriebskosten jährlich abzurech-
nen. Komme der Vermieter dem nicht (fristgerecht) 
nach, könne der Mieter bei beendetem Mietverhältnis 
die Vorauszahlungen ohne den zeitraubenden Umweg 
über eine (Stufen-)Klage auf Erteilung der Abrechnung 
sogleich zurückverlangen. Diese ergänzende Vertrags-
auslegung beruhe auf der Überlegung, dass der Vermie-
ter sonst in der Lage wäre, die Fälligkeit eines Erstat-
tungsanspruchs des Mieters nach Belieben hinauszuzö-
gern, so dass die Abrechnungsfrist (§ 556 Abs. 3 Satz 2 
BGB) ohne praktische Bedeutung bliebe. 
Hingegen bestehe bei Fortdauer des Mietverhältnisses 
kein Anlass für eine ergänzende Vertragsauslegung, 
denn der Mieter sei durch ein Zurückbehaltungsrecht 
(§ 273 Abs. 1 BGB) an den laufenden Vorauszahlungen 
hinreichend geschützt, wenn der Vermieter die abgelau-
fene Periode nicht fristgerecht abrechne. Ein Anspruch 
des Mieters auf Rückzahlung der für die nicht fristgemäß 
abgerechneten Betriebskosten geleisteten Vorauszahlun-
gen komme in diesem Fall mangels Bestehens einer aus-
füllungsbedürftigen Vertragslücke nicht in Betracht. 
Das Gleiche gelte bei einem beendeten Mietverhältnis 
für die Abrechnungsperioden, für die die Abrechnungs-
frist noch während des Mietverhältnisses abgelaufen war. 
Insoweit sei der Mieter nicht schutzbedürftig, denn er 
hätte während des Mietverhältnisses die Möglichkeit 
gehabt, die laufenden Vorauszahlungen einzubehalten, 
sich so schadlos zu halten und auf den Vermieter Druck 
zur Erteilung der geschuldeten Abrechnung auszuüben. 
Danach stehe dem Mieter hier für das Jahr 2014 ein Rück-
zahlungsanspruch nicht zu. Denn die  Abrechnungsfrist 
hierfür endete mit dem Ablauf des Jahres 2015 und da-
mit noch während des Mietverhältnisses. Somit hätte 
der Mieter noch im (gesamten) Jahr 2016 sein Zurück -
behaltungsrecht an den laufenden Vorauszahlungen aus-
üben können und sei hierdurch ausreichend geschützt, 
so dass die Voraussetzungen einer ergänzenden Ver-
tragsauslegung nicht vorlägen. 
Die im Jahr 2016 geleisteten Vorauszahlungen könne 
der Mieter jedoch zurückfordern, weil die bis Ende 2017 
laufende Abrechnungsfrist bei Ende des Mietverhältnis-
ses im April 2017 noch nicht abgelaufen gewesen sei.
Interessant ist, dass der BGH ausdrücklich einen Rück-
forderungsanspruch für die Periode 2016 zubilligt und 
ausdrücklich einen solchen für die Periode 2014 ver-
neint. Zur Abrechnungsperiode 2015 jedoch schweigt 
das Gericht. Und hier liegt auch eine Problematik. Zwar 
lag der Ablauf der Abrechnungsperiode für 2015 mit 
dem 31.12.2016 noch vor dem Ende des Mietverhält-
nisses am 30.4.2017. Der Mieter hätte aber das Zurück-
behaltungsrecht in Höhe der zwölf Betriebskostenvor-
schüsse für 2015 in den verbleibenden vier Monaten des 
Jahres 2017 nicht realisieren können. Deshalb besteht 
nach der hier vertretenen Auffassung auch für die Ab-
rechnungsperiode 2015 ein Anspruch auf Rückzahlung 
der Betriebskostenvorschüsse. 

Zwangsversteigerung (1)
Der Ausübung des Sonderkündigungsrechts des Erste-
hers nach § 57 a ZVG stehen, wenn die Zuschlagsertei-
lung zu den gesetzlichen Versteigerungsbedingungen 
erfolgt, Kündigungsbeschränkungen – hier: Ausschluss 
der Eigenbedarfskündigung –, die zwischen dem Mie-
ter und dem vormaligen Eigentümer (Vermieter) verein-
bart worden sind, nicht entgegen. 
BGH vom 15.9.2021 – VIII ZR 76/20 –

 Langfassung im Internet

In dem im Jahre 2005 abgeschlossenen Mietvertrag war 
unter anderem folgende Vereinbarung enthalten: „Eine 
Eigenbedarfskündigung durch den Vermieter ist aus ge-
schlossen.“ Nach Durchführung eines Zwangsversteige-
rungsverfahrens gegen den vormaligen Eigentümer er -
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warben die Ersteher mit Zuschlagsbeschluss vom 16.10. 
2018 das Hausgrundstück. Mit Schreiben vom 20.10. 
2018 erklärten sie gegenüber dem Mieter die Kündi-
gung des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs, da die 
Wohnung für den volljährigen Sohn benötigt werde. Die 
Vorinstanzen gaben der Räumungsklage statt. Im Revi-
sionsverfahren bestätigte der BGH diese Rechtsansicht. 
Im Streit war hier nicht das Vorliegen einer Eigenbedarfs-
situation (§ 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB), vielmehr meinten die 
Mieter, dass die mietvertragliche Ausschlussvereinbarung 
auch für die Ersteher in der Zwangsversteigerung gelte.
Demgegenüber entschied der BGH, dass das Berufungs-
gericht im Ergebnis zu Recht davon ausgegangen sei, 
dass der Wirksamkeit der Eigenbedarfskündigung der 
zwischen dem Mieter und dem vormaligen Eigentümer 
im Mietvertrag vereinbarte Ausschluss einer solchen Kün-
digung nicht entgegenstehe. Denn das den Erstehern der 
Eigentumswohnung zustehende – und von ihnen fristge-
recht ausgeübte – Sonderkündigungsrecht nach § 57 a 
Zwangsversteigerungsgesetz (ZVG) sei durch eine solche 
(schuldrechtliche) Vereinbarung nicht ausgeschlossen. 
Im Rahmen der Zwangsversteigerung trete der Ersteher 
nach der gemäß § 57 ZVG entsprechend anwendbaren 
Vorschrift des § 566 BGB in ein zwischen dem Voreigen-
tümer und dem Mieter bestehendes Mietverhältnis ein. 
Der Ersteher sei allerdings gemäß § 57 a ZVG berech-
tigt, das Mietverhältnis unter Einhaltung der gesetzli-
chen Frist zu kündigen. Die Kündigung sei aber ausge-
schlossen, wenn sie nicht für den ersten Termin erfolgt, 
für den sie zulässig ist. Nach § 573 d Abs. 1 BGB fänden 
auf diesen Fall der außerordentlichen Kündigung mit ge-
setzlicher Frist zudem die Vorschriften der §§ 573, 573 a 
BGB entsprechende Anwendung. 
Der Eintritt des Erstehers in das Mietverhältnis bewirke 
aber nicht, dass das gesetzlich vorgesehene Sonderkün-
digungsrecht aufgrund von mietvertraglichen Kündi-
gungsausschlüssen oder -beschränkungen entfiele. 
Der Ersteher trete zwar nach § 57 ZVG, § 566 BGB in 
das Mietverhältnis ein. Dieser Eintritt werde jedoch der-
gestalt modifiziert, dass er „nach Maßgabe“ (unter an -
derem) des § 57 a ZVG erfolgt. Während der nach § 566 
BGB infolge einer Veräußerung in das Mietverhältnis ein-
tretende Erwerber kündigungseinschränkende Verein-
barungen zwischen dem Mieter und dem vormaligen Ei-
gentümer grundsätzlich gegen sich gelten lassen muss, 
gelte dies somit für den Ersteher, dessen Eintritt in das 
Mietverhältnis mit der Zubilligung eines gesetzlichen 
Sonderkündigungsrechts einhergehe, nicht. 
Das (quasi dingliche) Sonderkündigungsrecht nach § 57 a 
ZVG sei somit grundsätzlich Bestandteil des Eigentums-
erwerbs. Der Zuschlag zu den gesetzlichen Versteige-
rungsbedingungen gebe dem Ersteher die öffentliche 
Gewähr, dass er dieses Sonderkündigungsrecht ausüben 
darf, und zwar mit der im Gesetz geregelten Wirkung, 
dass das Grundstück beziehungsweise das Wohnungs-
eigentum ohne Rücksicht auf besondere schuldrechtli-
che Gestaltungen „von der Mietlast frei wird“. Die öf -
fentlich-rechtlichen Vorschriften des Zwangsversteige-
rungsgesetzes überlagerten insoweit das Zivilrecht. Das 
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außerordentliche Kündigungsrecht – als gesetzliche Ver  -
steigerungsbedingung und damit als notwendiger Be-
standteil des Zuschlagsbeschlusses – könne folglich nicht 
durch eine – wie hier – vertragliche Vereinbarung zwi-
schen dem Vollstreckungsschuldner und dem Mieter aus-
geschlossen oder eingeschränkt werden. 
Überdies spreche der Sinn und Zweck der Regelung des 
§ 57 a ZVG dafür, dass das Sonderkündigungsrecht nicht 
durch Vereinbarungen zwischen dem Mieter und dem 
vormaligen Eigentümer eingeschränkt werden könne. 
Denn § 57 a ZVG schütze vorrangig die Gläubiger des 
Vollstreckungsschuldners. 
Durch die Zuerkennung eines Sonderkündigungsrechts 
zugunsten des Erstehers seien im Ergebnis somit die In -
teressen des Mieters grundsätzlich denen des Realkre-
dits untergeordnet mit der Folge, dass der Ersteher das 
Sonderkündigungsrecht aus § 57 a ZVG ungeachtet 
schuldrechtlicher Vereinbarungen zwischen dem Vor-
eigentümer und dem Mieter ausüben könne. Soweit der 
BGH.
Zur Klarstellung sei hier daran erinnert, dass das Son-
derkündigungsrecht des § 57 a ZVG bei Wohnraum nur 
dann zum Verlust der Wohnung führt, wenn der Erste-
her eine wirksame Kündigung nach § 573 BGB (zum 
Beispiel wegen Eigenbedarfs) ausspricht und der Mieter 
sich nicht mit Erfolg auf Härtegründe nach § 574 BGB 
(sogenannte Sozialklausel) berufen kann. Mit anderen 
Worten: Bei Wohnraum hat das Sonderkündigungsrecht 
nur dann große nachteilige Bedeutung für Mieter, wenn 
– wie vorstehend – eine Eigenbedarfskündigung miet-
vertraglich ausgeschlossen ist oder es sich um ein be-
fristetes Mietverhältnis handelt. In allen anderen Fällen 
beschränkt sich die Wirkung des Sonderkündigungs-
rechts nach § 57 a ZVG „nur“ darauf, dass eine mög-
licherweise wegen langer Mietdauer geltende längere 
Kündigungsfrist auf drei Monate verkürzt wird.

Zwangsversteigerung (2)
Zur Frage, inwieweit ein Mieter die Möglichkeit hat, ei-
nen Ausschluss des Sonderkündigungsrechts nach § 57 a 
ZVG im Zwangsversteigerungsverfahren zu erreichen. 
BGH vom 15.9.2021 – VIII ZR 76/20 –

 Langfassung im Internet

In obigem Verfahren wies der BGH des Weiteren darauf  
hin, dass ein Mieter sich im Zwangversteigerungsverfah-
ren möglicherweise sein Sonderkündigungsrecht sichern 
könnte, indem er sein Mietrecht anmeldet und versucht, 
– abweichend von den gesetzlichen Versteigerungsbe-
dingungen – einen Ausschluss des Sonderkündigungs-
rechts zu erreichen. 
Dazu muss der Mieter darauf hinwirken, dass der Zu-
schlag auf ein Gebot erteilt wird, dem als Versteigerungs-
bedingung – abweichend von den gesetzlichen Bedin-
gungen – der Ausschluss des Sonderkündigungsrechts 
des Erstehers zugrunde liegt. 
Hierzu kann er gemäß § 59 Abs. 1 ZVG in Verbindung 
mit § 9 Nr. 2 ZVG spätestens im Versteigerungstermin 
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vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten eine von 
den gesetzlichen Vorschriften abweichende Feststellung 
des geringsten Gebots und der Versteigerungsbedingun-
gen verlangen. Damit kann ein Mieter zur Verbesserung 
seiner Rechtsposition dem Ersteher gegenüber Abwei-
chungen von den §§ 57 ff. ZVG verlangen, um beispiels-
weise – wie hier – eine von § 57 a ZVG abweichende Kün-
digungsregelung durchzusetzen. 
Stellt der Mieter einen solchen Antrag auf Abänderung 
der Versteigerungsbedingungen, erfolgt – wenn nicht 
sämtliche Beteiligte der Abweichung zustimmen – ge-
mäß § 59 Abs. 2 ZVG ein Doppelausgebot in der Weise, 
dass auf die gesetzliche Ausgebotsform mit dem außer-
ordentlichen Kündigungsrecht des Erstehers und auf die 
abweichende Form, wonach das Sonderkündigungsrecht 
ausgeschlossen ist, geboten werden kann. Liegen Gebote 
sowohl auf das gesetzliche als auch auf das abweichen-
de Ausgebot vor, sind diese in ihrem wirtschaftlichen 
Wert zu vergleichen. Lediglich wenn hiernach der Zu-
schlag auf das Gebot unter Ausschluss des Sonderkün-
digungsrechts erteilt wird, erwirbt der Ersteher nur mit 
diesem Inhalt das Eigentum und ist an der Ausübung 
dieses außerordentlichen Kündigungsrechts gehindert. 
In vorliegendem Fall ging der Mieter so vor. Es erfolgte 
die Versteigerung im Doppelausgebot. Auf das Ausge-
bot unter Ausschluss des Sonderkündigungsrechts des 
Erstehers wurde jedoch nur ein Betrag in Höhe von 
100 000 Euro geboten. Da durch einen Zuschlag zu 
diesem (geringen) Gebot die Rechte der übrigen Betei-
ligten, insbesondere der Gläubiger, beeinträchtigt wür-
den und diese nicht zugestimmt hatten, erfolgte der 
Zuschlag auf das Gebot in Höhe von 447 000 Euro zu 
den gesetzlichen Versteigerungsbedingungen. Dies hat 
das Bestehen des gesetzlichen Sonderkündigungsrechts 
ohne Beschränkungen zur Folge. 
Somit mussten die Ersteher die schuldrechtliche Verein-
barung zwischen dem Beklagten und dem vormaligen 
Eigentümer nicht gegen sich gelten lassen, da sie nicht 
Inhalt des Zuschlags war. Sie konnten demnach das Miet-
verhältnis ungeachtet der entgegenstehenden Vereinba-
rung im Mietvertrag wegen Eigenbedarfs gemäß § 57 a 
ZVG, § 573 d Abs. 1, § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB kündigen. 
Wir sehen: Die „rettende“ Möglichkeit nach § 59 ZVG 
stellt eine theoretische, bei angespannten Wohnungs-
märkten aber kaum aussichtsreiche „Mieterschutzvor-
schrift“ dar.

Eigenbedarf
Zu den Begründungsanforderungen einer Eigenbedarfs-
kündigung nach § 573 Abs. 3 BGB. 
BGH vom 15.9.2021 – VIII ZR 76/20 –

 Langfassung im Internet

In dem vorstehend vorgestellten Zwangsversteigerungs-
fall hieß es im Kündigungsschreiben des Vermieters: „Un -
ser Haus ist jetzt zu eng für 4 Kinder, mein Sohn ist 20 
Jahre alt, er sollte in die Wohnung ziehen, damit mei ne 
Tochter in sein Zimmer ziehen kann, die kleine Tochter 
und wir wohnen derzeit zusammen im Wohnzimmer.“ 
Der Mieter sah hierin keine ausreichende, eine Kündi-
gung wegen Eigenbedarfs stützende Begründung im 
Sinne des § 573 Abs. 3 BGB.
Dieser Ansicht folgte der BGH nicht:
Gemäß § 573 Abs. 3 Satz 1 BGB setze die Wirksamkeit 
einer Kündigungserklärung voraus, dass die Gründe für 
ein berechtigtes Interesse des Vermieters an der Beendi-
gung des Mietverhältnisses in dem Kündigungsschreiben 
angegeben sind. Der Zweck dieser Vorschrift bestehe 
darin, dem Mieter zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
Klarheit über seine Rechtsposition zu verschaffen und 
ihn dadurch in die Lage zu versetzen, rechtzeitig alles 
Erforderliche zur Wahrung seiner Interessen zu veran-
lassen. Diesem Zweck werde im Allgemeinen Genüge 
getan, wenn das Kündigungsschreiben den Kündigungs-
grund so bezeichne, dass er identifiziert und von an-
deren Gründen unterschieden werden könne; bei einer 
Kündigung wegen Eigenbedarfs sei daher grundsätzlich 
die Angabe der Person, für die die Wohnung benötigt 
wird, und die Darlegung des Interesses, das diese Person 
an der Erlangung der Wohnung hat, ausreichend. 
Vorliegend sei die Eigenbedarfsperson – „mein Sohn“ – 
angegeben. Dieser musste nicht namentlich bezeichnet 
werden. Der Umstand, dass aus der Formulierung „mein 
Sohn“ in der von beiden Vermietern abgegebenen Kün-
digung nicht hervorgehe, dass es sich lediglich um den 
Sohn der Vermieterin (aus erster Ehe) handele, führe 
nicht dazu, dass die Kündigung nicht formell ordnungs-
gemäß wäre. 
Überdies sei auch die Eigenbedarfssituation hinreichend 
beschrieben. Dass die Vermieter derzeit in beengten 
Wohnverhältnissen lebten und durch den Auszug des 
Sohnes der Vermieterin Abhilfe geschaffen werden solle, 
gehe aus ihrer Kündigungserklärung ausreichend indivi-
dualisierbar hervor. Der Angabe genauer Wohnflächen 
bedurfte es nicht, denn das Begründungserfordernis die-
ne nicht dazu, dem Mieter durch Angabe von Details ei-
ne Überprüfung des vom Vermieter geltend gemachten 
Bedarfs zu ermöglichen oder ihn schon im Vorfeld eines 
etwaigen späteren Kündigungsprozesses auf rechtliche 
Verteidigungsmöglichkeiten hinzuweisen. Vielmehr sei 
die Frage, ob der – identifizierbar angegebene – Kündi-
gungsgrund tatsächlich bestehe, eine Frage der mate-
riellen Begründetheit der Kündigung, die im Falle eines 
Bestreitens durch den Mieter im Prozess im Rahmen ei-
ner Beweisaufnahme zu klären sei. 
Schließlich bedurfte es aus diesem Grund auch nicht 
der Angabe des Alters der Töchter, da ohne diese das 
Kündigungsschreiben die Auslegung zuließe, dass zwei 
der Töchter der Vermieter älter als der Sohn seien und 
damit wirtschaftlich selbstständig, so dass deren Auszug 
aus der elterlichen Wohnung absehbar sei. Der (gemut-
maßte) Umstand, dass andere Familienmitglieder als 
die in der Kündigung benannte Eigenbedarfsperson die 
Wohnung verlassen werden und sich damit die beengte 
Wohnsituation entspanne, könne allenfalls bei der Prü-
fung der Begründetheit der Eigenbedarfskündigung von 
Relevanz sein. 
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Service
Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral gelegenen Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins. Zur Beratung bitte 
immer auch den Mitgliedsausweis und den Mietvertrag mit-
bringen. Wir bitten um Verständnis, dass aus organisatorischen 
Gründen eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.

Beratungszentrum 
Beratungs-
zentrum

 Frankfurter 
Allee in der 
Frankfurter 

Allee 85

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-
person auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Zillestraße 81 (Laden),
nahe Wilmersdorfer Straße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Bismarckstraße (U 2 und U 7)

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Müllerstraße
Müllerstraße 135, nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 
Ab dem 6. Dezember finden Sie uns 
im neuen Laden im Erdgeschoss 

 Zugang im EG über mobile 
Rampe (Stufe 10 cm)
u Seestraße

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 

Geschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
MieterMagazin 12/2021
 Öffnungszeiten 
	 Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
 Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 32)

J Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 
J Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
 Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
 Ihren persönlichen Termin.
 Servicetelefon: S 030-226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
 Samstag von 9 bis 13 Uhr

Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung

Servicetelefon: S 030-226 260

J Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 
Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 

J Beratung mit Terminvereinbarung
Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
Ihren persönlichen Termin.
Servicetelefon: 

Aktuell keine Beratung ohne Terminvereinbarung
Corona-Prävention in den Beratungszentren 
und in der Geschäftsstelle: 
Aktuell keine Beratungen ohne Terminvereinbarung
Bitte vereinbaren Sie Ihren persönlichen Beratungstermin 
über unser Servicetelefon S	030-226  260.
Aktuelles zu den Beratungsangeboten finden Sie unter 
www.berliner-mieterverein.de 
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Service
Corona-Prävention: 
Auch in der Geschäftsstelle finden zurzeit keine Beratungen ohne Terminverein-
barung statt. Bitte vereinbaren Sie Ihren persönlichen Beratungstermin über unser 
Servicetelefon S	030-226  260. Weitere Infos: www.berliner-mieterverein.de 

Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de

Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung (aktuell nur mit Terminvereinbarung, siehe unten): 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
  

e

Weitere Beratun
Die hier aufgeführten Beratungsstellen 
sind wieder geöffnet. Nur hier ist auf-
grund der geringeren Besucherzahlen 
auch eine Beratung ohne vorherige Ter-
minvereinbarung möglich. Teilweise ist 
die Zahl der Personen, die sich gleich-
zeitig in den Räumen aufhalten können,
sehr stark eingeschränkt. Stellen Sie sich
also darauf ein, dass Sie gegebenenfalls 
vor der Einrichtung warten müssen. 
Selbstverständlich müssen auch hier die 
Hygieneregeln eingehalten werden. In 
vielen Beratungsstellen kann aufgrund 
der Auflagen nur eine Person pro Bera-
tungsgespräch zugelassen werden. 

 Auskünfte zur Zugänglichkeit und 
weitere Informationen über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Geöffnet sind: 

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstr. 13 
i Karlshorst

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, 
Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt

auch eine Beratung ohne vorherige Ter-
minvereinbarung möglich. Teilweise ist 
die Zahl der Personen, die sich gleich-
zeitig in den Räumen aufhalten können,
sehr stark eingeschränkt. Stellen Sie sich
also darauf ein, dass Sie gegebenenfalls 
vor der Einrichtung warten müssen. 
Selbstverständlich müssen auch hier die 
Hygieneregeln eingehalten werden. In 
vielen Beratungsstellen kann aufgrund 
der Auflagen nur eine Person pro Bera-
tungsgespräch zugelassen werden. 

 Auskünfte zur Zugänglichkeit und 
weitere Informationen über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Geöffnet sind:

Lichtenberg
Mo 9-11 Uhr

Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstr. 13 

Karlshorst

Marzahn-Hellersdorf
Mo 17-19 Uhr 

Kieztreff, 
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Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Mittelhof e.V., König straße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf

Weiter geschlossen bleiben: 

Lichtenberg: 
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 2. OG, Raum 204

Mitte: Selbsthilfe-, Kontakt- und 
 Beratungsstelle, Perleberger Straße 44/
Ecke Lübecker Straße

Tempelhof-Schöneberg:
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 

Treptow-Köpenick: Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40

 

Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg)
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K Mi 17-19 Uhr 
Mittelhof e.V., Königstraße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf

Weiter geschlossen bleiben:

Lichtenberg: 
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1b, 2. OG, Raum 204

Mitte: Selbsthilfe-, Kontakt- und 
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Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Wegen Anpassungsarbeiten auf unserer In-
ternetseite bitte Änderungen per Post oder 
per E-Mail kontakt@berliner-mieterverein.de 
mitteilen. Vielen Dank für Ihr Verständnis. 
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonische Kurzberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
MieterMagazin 12/2021
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Beratungsangebote rund um die Wohnung

 

Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist notwendig 
unter S 030-226 260:
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85
Beratung aktuell nur mit Termin-
vereinbarung unter S 030-226 260 

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an: 
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Corona-Prävention: 
Ob Energieberatung zu Heizung und 
Heizkosten, Sozialrechtsberatung, 
 Gewerbemieterberatung, Nutzer-/
Pächterberatung oder Mietrechts-
beratung für Künstler (siehe unten) – 
in jedem Fall ist derzeit eine Termin-
vereinbarung erforderlich.

Bitte vereinbaren Sie Ihren persön-
lichen Beratungstermin über unser 
Servicetelefon S	030-226  260.
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Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des 
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; 
E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Zillestraße 81, nahe Wilmersdorfer Straße 
u Bismarckstraße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44
Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen
Bitte vereinbaren Sie einen Termin 
unter S 030-230 899-0 
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Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260

Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de, S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de, S 030-204 47 04 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de, S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50
 

Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 U hr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
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K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0,  Fax 030-490 00 99 28, 
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de 
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  

Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Kontakt zu den ehremamtlichen Bezirks-
aktivengruppen auch über Thomas Chris-
tel, Geschäftsstelle des BMV, christel@ber
liner-mieterverein.de S 030-226 26-144

Achtung: Derzeit finden überwiegend keine 
Treffen der Bezirksaktivengruppen statt. 
 Bitte erkundigen Sie sich vor einem Besuch 
bei den angegebenen Kontaktpersonen.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Bezirksleitung: Raphael Thieme, 
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und interessierter
Mieter jeden 2. Dienstag eines Monat um 
18.30 Uhr im Haus am Mierendorffplatz, 
Mierendorffplatz 19
Friedrichshain-Kreuzberg 
Bezirksleitung: Gundel Riebe, 
Ralf Kießling, Wolfgang Wilms 
K Die Aktivengruppe trifft sich immer am 
2. Do jeden geraden Monats um 18 Uhr 
im Beratungszentrum Frankfurter Allee 85. 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
in den Treffen der Aktivengruppe
Lichtenberg
Bezirksleitung: Lieselotte Bertermann, 
Alexandra Gaulke, Ursula Niemann 
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
2. Mi des Monats um 17 Uhr in der 
„Undine“, Wohnprojekt und Kieztreff, 
 Hagenstraße 57-60. 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewie senen 
 Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Reuscher, Irina Neuber 
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Bezirksleitung: Thomas Suckow
S & Whats  App 0176 - 50 46 33 11 (Mo-Sa 
9 bis 19 Uhr, per SMS & WhatsApp auch 
sonntags), Mail: thomassuckow@yahoo.com 
Der offene Mitgliedertreff findet jeden  
letz ten Samstag im Monat von 16 bis 
circa 18.15 Uhr statt. 
Ort: Stadtteilladen Krefelder Straße 1 A 
(nahe Kreuzung Alt-Moabit); 
bitte pandemiegerecht mit AHA-Regeln 
und medizinischer Maske  
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, 
Wilhelm Laumann
Kontakt: bmv-neukoelln@freenet.de
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 3. Mo 
im Monat um 18.30 Uhr in der Richardstra-
ße 5 (Räume der Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Bezirksleitung: Hans-Günther Miethe, 
Aleksandar Perovic, Karin Kemner
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf 
Bezirksleitung: Helmut Möller
K „Mittwochsrunde“ jeden 1. Mi im Mo-
nat ab 19 Uhr im Familientreff  Wittenau, 
 Oranienburger Straße 204
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,
AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, 
S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny
Tempelhof-Schöneberg
Bezirksleitung: Heike Gläßer-Hübner, 
Karin Dewitz
Treptow-Köpenick
Bezirksleitung: Henry Baumfelder, 
Ilona Sechting, Rosemarie Wabner
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Donnerstag im Monat 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Die Ratgeber des
Deutschen Mieterbundes

Die Broschüren können bezogen werden über den Online-
Shop des DMB-Verlages:  https://shop.mieterbund.de/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

Energieverbrauchs- und
Heizkostenüberprüfung
bei Zentralheizungen
Heizkostenabrechnung einsenden!

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder 
Einzelofenheizungen sowie Heiz an lagen in klei  -
neren Ge bäuden (weniger als 6 Woh nungen) 
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbräuche kön nen hier sehr stark schwanken, 
da der Ein fluss des Nutzers über wiegt. Eine ers-
  te Orientierung ist jedoch mög   lich. Die Ener  gie  -
klassen des Heizspiegels be zie hen sich grund -
 sätzlich auf Ver bräuche von Ge  bäuden, nicht 
von Wohnungen. Sehr auf schluss reich ist aller -
dings der Ver gleich mit Wohnungswerten.
(2) Die Klasse B sollte nach der gel tenden Wär -
 meschutzverordnung von 1995 erreicht werden. 

Gesetzlich vor geschrieben ist ein er rechneter Be -
 darfswert, nicht die hier ermit tel te Ver brauchs-
klasse.
(3) Diese Klassen können zu B und C ver bes sert 
werden, indem z.B. Brennwerttechnik, eine gute 
Heizungs regelung, Außen wand däm mung und 
Wärmeschutzverglasung genutzt wer den.
(4) Die Gebäude dieser Klassen zeichnen sich oft 
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte 
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung 
sind in der Regel erforderlich. Eine Überprüfung 
der Ab rechnung, der Haus technik und der Ge  -
bäudesubstanz sollte hier unbedingt er folgen. 

Berliner Heizspiegel
Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

 
Plattenbau  (1) Mauerwerksbau  (1) 

Klasse, Klasse,
 die mindestens erzielt die mindestens erzielt
niedriger Verbrauch werden sollte für: werden sollte für:

 Neubau ab 1995 (2) Neubau ab 1995 (2)

 Baujahr ab 1973 (3) Baujahr ab 1984 (3)

 Baujahr bis 1972 (3) Baujahr bis 1983 (3)

 Handlungsbedarf (4)

 dringender Handlungsbedarf (4)

sehr hoher Verbrauch 

 0-50 A

 50-100 B

 100-150 C

 150-200 D

 200-250 E

 250-300 F

 über 300 G



Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemäß Berliner Heiz-
   spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Über prüfung des Energieverbrauchs 
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebäuden (mit mindestens sechs 
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck kön nen Ener-
gieverbrauch und Kos ten mit anderen Gebäuden in Berlin verglichen werden. 
Die vom Energiespar be ratungsbüro KEBAB für den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sie ben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des 
Eurolabels für Haushaltsgeräte. 
Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in Ihrem Wohngebäude benötigen 
wir von Ihnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des 
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Wärmemenge (wichtig!), des Bau alters 
des Wohngebäudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des 
Energieträgers (Gas, Öl) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwärme, 
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erläu terungen.
Wurde für das von Ihnen bewohnte Gebäude nach Heizspiegel ein (dringender) 
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterverein für Sie tätig 
werden und den Gebäudeeigentümer mit der Diagnose konfrontieren. 
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen 
von Seiten des Vermieters durchgeführt werden, kann es zur Überschreitung 
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Überprüfung von Energieverbrauch 
und -kosten beinhaltet ausdrücklich keine Rechtsberatung.

Bitte senden Sie Ihre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V., – Heizspiegelüberprüfung –
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

MARKTPLATZ

Mietminderung  
bei Wohnungsmängeln

Was muss beachtet werden, 
wenn die Miete aufgrund von 
Mängeln gekürzt werden soll? 
Mit aktueller Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und zahlrei-
chen Musterschreiben.

Ulrich Ropertz, DMB
in Kooperation mit Ver-
braucherzentrale NRW
208 Seiten, 
11,90 Euro

Was ich als Mieter  
wissen muss

Dieser Ratgeber stellt 
Rechte und Pflichten 

bei Wohnmietverhältnissen 
vor – ein Standardwerk 

für alle Mieter.

Dilip D. Maitra in Koope-
ration Verbraucherzentrale 

NRW und DMB.
380 Seiten,
16,90 Euro

Tipps zum Mietvertrag 
für Mieter – Fallen ver-
meiden, Vorteile nutzen

Dieser Ratgeber gibt dem 
künftigen Mieter Hinweise, 
worauf beim Abschluss  eines 
Mietvertrages zu achten ist. 
Die Erläuterungen werden 
ergänzt durch praktische 
Tipps und Rechenbeispiele.

48 Seiten,
5,90 Euro



C

M

Y

CM

MY

CY

CMY

K

MS_V3_210x280plus4_CMYK_X4.pdf   1   18.10.21   15:30

https://www.mietenstopp.de/
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